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Wieder einmal 
haben wir 

mit dieser Ausgabe 
einen großen Bogen 
zur bundesweiten 
Berufsbildung und zu 
den Berufsbildenden 
Schulen in Hessen geschlagen:

•	 GEW-Stellungnahmen zu BÜA 
und zu den Kerncurricula der 
allgemein bildenden Fächer in 
der Berufsschule in Hessen

•	 Bundesrelevante Vorgänge wie 
Berufsbildungsbericht 2026 
sowie neue und bedenkenswerte 
Überlegungen des BIBB-Präsi-
denten Hubert Esser zur zukünf-
tigen Rolle und Bedeutung der 
Berufsschulen im Dualen System 
der Berufsbildung

•	 Schulprojekte wie DASA, Lernen 
fürs Leben oder Projekt gemEIN-
SAM gegen RECHTS

•	 Projekt Kompetenzmedientrai-
ning für straffällig gewordene 
Jugendliche

•	 Neues zu at. Fachlehrkräften
•	 Aktuelles aus der Lehrerbildung 

1. Phase TUD
•	 Bericht aus dem Hauptpersonalrat
•	 Neue Seite 11: Neues von der 

GEW-Bund, Berufliche Bildung
•	 Und wie in jeder Ausgabe 

haben wir auch dieses Mal zwei 
Berufsbildende Schulen mit ihren 
Namensgebern vorgestellt.

Wir hoffen sehr, dass wir damit wie-
der Euer Interesse getroffen haben. 
Wenn nicht, dann lasst es uns wissen.

Wie immer suchen wir auch für die 
nächste Ausgabe Projekte aus den 
Schulen, die es wert sind, einer größe-
ren Leserschaft präsentiert zu werden.

Schließlich: Nach wie vor suchen 
wir Kolleginnen und Kollegen, die 
Lust haben, in einem zukünftigen 
Redaktionsteam des insiders mitzu-
arbeiten. Gerne unterstütze ich als 
„Geburtshelfer“ und auch weiterhin 
als Begleiter. Über die Bedingungen 
der Mitarbeit müssen wir reden.

Frage an die 
Pädagog*innen: 
Wann wurde in 
Deutschland die 
Prügelstrafe 
abgeschafft?

(Antwort siehe letzte 
Seite)

Lieber Dieter,
vielen Dank für Deine stets 
zuverlässige Lieferung des insider, 
ein wirklich großartiges Projekt 
dank Deines Engagements.

Herzliche Grüße
Jochen
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Die TU Darmstadt macht ernst – Kahlschlag 3!
Aus der TU Darmstadt erhielten wir 
folgende aktuelle Mitteilung:
•    die beruflichen Fachrichtungen  	         
     Metalltechnik und Elektrotechnik
     werden als grundständiges Stu-
     dium eingestellt und abgewickelt,
     Bautechnik wird nicht wieder 
     eingerichtet
•    die beruflichen Fachrichtungen
     Körperpflege, Chemietechnik und
     Informationstechnik bleiben im
    Bachelor erhalten
•    die TU strebt eine Stärkung des
     Quereinstiegs in den Master an
•    das Unterrichtsfach ev. und kath.
     Religion wird im RMU Verbund in
     Frankfurt angeboten, die TUschließt 
     das Institut für Theologie. (DS)

Die GEW Hessen fordert 
demgegenüber:

Das gestufte Studium Berufliche Bil-
dung mit dem Abschluss Bachelor of 
Education (B.Ed.) sowie die darauf 
aufbauenden Studiengänge Lehramt 
an beruflichen Schulen mit dem Ab-
schluss Master of Education (M.Ed.)
an der TU Darmstadt vollumfänglich 
weiter anzubieten.

Aus der Begründung

Seit Jahren ist ein Rückgang der An-
zahl der Studierenden für das Lehramt 

berufsbildende Schulen und damit 
auch der LiV in den entsprechenden 
Studienseminaren zu konstatieren.

Die Entscheidung der TU Darmstadt, 
zukünftig kein Bachelor-Studium für 
das Lehramt berufsbildende Schulen 
anzubieten, wird eine weitere Ver-
schärfung herbeiführen. Berufspäda-
gogische Studiengänge werden häufig 
von jungen Menschen angewählt, die 
eine berufliche Ausbildung im dualen 
System absolviert und daraus den 
Wunsch für den Erwerb des Lehramts 
berufsbildende Schulen abgeleitet 
haben.

Diese Zielgruppe hat zumeist eine 
klare Fokussierung auf den Beruf 
Lehrkraft an einer berufsbildenden 
Schule. Es stellt sich die Frage, 
warum es dieser Zielgruppe verwehrt 
werden soll, frühzeitig im Studium 

ihre Professionalisierung im Hinblick 
auf die spätere Tätigkeit auszurichten. 
Die Verwobenheit der Perspektiven 
durch das Studium der beruflichen 
Fachrichtung, der Fachdidaktik, der 
Erziehungs- und Gesellschaftswis-
senschaften sowie allgemeinbildender 
Fächer und deren Didaktiken wird in 
Darmstadt aufgegeben.

Dieses Aufgeben wird u.a. mit gerin-
gen Studierendenzahlen begründet. 
Die Universität Kassel hat vor 30 Jah-
ren den gleichen Fehler begangen und 
die Berufspädagogik für Elektro- und 
Metalltechnik aufgegeben. Nachdem 
deutlich wurde, dass gerade in diesen 
Berufsfeldern ausgebildete Lehrkräfte 
dringend benötigt werden, mussten 
entsprechende Angebote aufwändig 
wieder eingerichtet werden.

GEW-LVO 13. März 2026

Berufsschullehramt Wirtschaftspädagogik 
an der Goethe-Universität in Frankfurt 

Das Bewerbungsportal für den Mas-
terstudiengang Wirtschaftspädagogik 
ist derzeit noch geschlossen. Es 
befindet sich aktuell in Klärung, 
ob eine Immatrikulation in diesem 
Studiengang zum Wintersemester 
2026/27 möglich sein wird. 

Aus der Homepage der Goethe-
Universität

Anmerkung der Red. 

Dies ist ein weiterer Baustein der 
Demontage der Ausbildung zum 
Berufsschullehramt in Hessen. 
(Vgl. hierzu auch den Beitrag “Kahl-
schlag in der Lehrkräfteausbildung 
in Hessen 2!“ im insider 1/2026 auf 
S. 6/7).

Lieber Dieter,

das sind ja wirklich erschreckende 
Nachrichten aus der TUD. Als 
Absolvent des Baubereichs, der 
gerade vergangenen Sommer 
seinen 40-jährigen Studienbeginn 
mit Kommilitonen dort gefeiert 
hat - wirklich nicht nachvollzieh-
bar. Stimme mit deinem Beitrag 
im insider 1/2026 vollkommen 
überein und bin entrüstet.

Prof. Dr. Franz Kaiser
Universität Rostock
Institut für Berufspädagogik (ibp)
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news
Vorbemerkung

Die Zusammenstellung unter News 
ist einerseits gedacht zur Information 
der Lesenden. Teile davon sind jedoch 
auch als Anregung und Aufforde-
rung gedacht, die dahinter liegenden 
Vorgänge und Fakten im Unterricht 
im Sinne forschenden Lernens zu 
beleuchten. Rückmeldungen hierzu 
werden gerne entgegengenommen.

Anhörungen zu BÜA im Landtag

Die schriftlichen Stellungnahmen im 
Rahmen der Anhörung zum Gesetz-
entwurf zu BÜA usw. können auf 
der Landtagshomepage eingesehen 
werden.
https://hessischer-landtag.de/termi-
ne/kultuspolitischer-ausschuss-30-
sitzung

Änderungen im Schulrecht

+ VO über Nebentätigkeit der hess.  	
   Beamten – 10.12.2025
+ Richtlinien für Schüler- und 	    	
   Schulzeitungen – 29.01.2026
+ Ausschreibungs- und Auswahlver- 	
  fahren – hier: Oberstudienrät*innen
   – 15.10.2024

IAB-Forum: Wann der 
Ausbildungsabbruch zur 
Einkommensfalle wird

Viele junge Menschen beenden ihre 
Berufsausbildung vorzeitig, obwohl 
formale Abschlüsse in Deutschland 
oftmals als Voraussetzung für stabile 
und gut entlohnte Beschäftigungs-
verhältnisse gelten. Tatsächlich 
sind die langfristigen Folgen eines 
Ausbildungsabbruchs je nach sozia-
ler Herkunft höchst unterschiedlich: 
Während das Einkommen von Ju-
gendlichen aus sozial besser gestell-
ten Familien im Schnitt stabil bleibt, 

bricht es für solche 
aus sozial benachtei-
ligten Familien um 45 
Prozent ein.
https://iab-forum.
de/wann-der-ausbil-
dungsabbruch-zur-
einkommensfalle-
wird-und-wann-nicht/

Immer mehr Ju-
gendliche verlassen 

die Schule ohne 
Abschluss

Die Zahl der Ju-
gendlichen ohne 
Schulabschluss in Deutschland hat 
einen neuen Höchststand erreicht. 
Nach Recherchen von Correctiv ver-
ließen im Schuljahr 2024/25 mehr 
als 64.000 Schüler*innen die Schule 
ohne Abschluss, was einen Anstieg 
von über einem Drittel innerhalb von 
drei Jahren ausmacht.

Besonders betroffen seien Sachsen-
Anhalt, Thüringen und das Saarland, 
wo die Quoten teils über zehn Prozent 
liegen. Bildungsexpert*innen warnen 
vor gravierenden Folgen für den Ar-
beitsmarkt und die gesellschaftliche 
Teilhabe. Angesichts des Fachkräf-
temangels sei diese Entwicklung 
alarmierend. Nötig sei deshalb 
stärkere Unterstützung an Schu-
len, mehr Sozialarbeit und gezielte 
Förderprogramme für benachteiligte 
Jugendliche.
Correctiv .05.2026

Jugendliche empfinden mehr 
Druck und weniger Hoffnung

Der Druck auf die junge Generation 
nimmt angesichts wirtschaftlicher 
Krisen, hoher Wohnkosten und 
Unsicherheiten bei der beruflichen 
Zukunft weiter zu. Zugleich erreicht 
der Anteil junger Menschen, die 
angeben, psychologische Unterstüt-
zung zu benötigen, mit 29 Prozent 

einen neuen Höchstwert. Die neue 
Trendstudie "Jugend in Deutsch-
land" von Simon Schnetzer, Kilian 
Hampel und Nina Kolleck zeichnet 
ein düsteres Bild von der Lage der 
14- bis 29-Jährigen. Zwar bleibt ihre 
Leistungsbereitschaft weiter hoch, es 
wachsen jedoch ihre Zweifel, ob sich 
Leistung in Deutschland noch lohnt.
>> Website Simon Schnetzer: 
Jugend in Deutschland 2026

Mit „ZIB aktuell“ jeden Dienstag 
kompakt informiert

Der Newsletter „ZIB aktuell“ ist ein 
Angebot des Zentrums für interna-
tionale Bildungsvergleichsstudien 
(ZIB) e. V. (u. a. verantwortlich 
für die nationale Durchführung der 
PISA-Studie in Deutschland). Er 
erscheint wöchentlich am Dienstag 
und bereitet relevante Entwicklun-
gen im Bildungsbereich kompakt 
und verständlich auf.

Enthalten sind dabei unter 
anderem:
1.   Einblicke in aktuelle Erkennt- 	  	
      nisse der Bildungsforschung
2.   Bildungspolitische Entwicklungen
3.   Perspektiven aus der Bildungs- 	  	
      praxis
4.   Termine und Veranstaltungshin-	   	
      weise
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Hier können Sie „ZIB aktuell“ kos-
tenlos abonnieren:
https://www.zib.education/newsletter/

IAB-Forum: „Es geht nicht 
darum, was KI uns wegnehmen 

könnte, sondern welche 
Chancen entstehen“

Der IAB-Job-Futuromat zeigt, wel-
che beruflichen Tätigkeiten durch 
digitale Technologien und KI poten-
ziell automatisierbar sind – und wel-
che nicht. Im Interview erklären die 
Forscherinnen Britta Matthes und 
Katharina Grienberger, wie das Tool 
funktioniert, welche Berufe beson-
ders betroffen sind und warum es bei 
der Berufswahl nicht um die Angst 
vor der Automatisierbarkeit, sondern 
vielmehr um Chancen gehen sollte.
https://iab-forum.de/es-geht-nicht-
darum-was-ki-uns-wegnehmen-
koennte-sondern-welche-chancen-
entstehen/

IAB - Arbeitswelt und 
ökologischer Wandel

Die Eindämmung des Klimawan-
dels sowie die Bewahrung der 
Artenvielfalt und der natürlichen 
Lebensgrundlagen stellen neben 
der digitalen Transformation die 
weltweit bedeutendsten gesell-
schaftlichen Herausforderungen 
dar. Von besonderem Interesse 
sind dabei Arbeitsmarkteffekte 
der „doppelten Transformation“, 
wenn also Digitalisierung und 
Dekarbonisierung gleichzeitig ge-
meistert werden müssen.
Wie wirkt sich der ökologische 
Wandel auf Branchen und Berufe 
aus? Sind „Green Jobs“ die Jobs der 
Zukunft? Welche Qualifikations- 
und Fachkräftebedarfe gilt es im 
Transformationsprozess zu berück-
sichtigen? Und welche Folgen hat 
dies für den Ausbildungsmarkt?

Wir haben Publikationen und Pro-

jekte des IAB zum Thema „Arbeits-
welt und ökologischer Wandel“ 
zusammengestellt:
https://iab.de/themen/sonderthe-
men/arbeitswelt-und-oekologi-
scher-wandel/

Good-Practice-Sammlung: 
Gegen Hass im Netz und 

Desinformation

Die Good-Practice-Sammlung der 
Gesellschaft für Medienpädagogik 
und Kommunikationskultur (GMK) 
bietet Materialien, Konzepte, Projekte, 
Institutionen und Informationen für 
die Bildungsarbeit. Sie ist in Zusam-
menarbeit mit Praktikerinnen und 
Praktikern sowie Expertinnen und 
Experten in der Medienpädagogik und 
politischen Bildung entwickelt worden 
und wird fortlaufend aktualisiert.
 >> GMK: Good-Practice-Sammlung

Wohnraummangel bei Kindern 
und Jugendlichen

Nach dem Statistischen Bundesamt 
lag der Anteil der Minderjährigen, 
die in Wohnungen mit zu wenig 
Zimmern leben, 2025 bei 19 Pro-
zent. Was bedeutet das und welche 
Konsequenzen ergeben sich daraus?
Eine spannende Unterrichtsfrage!

Zum Klimaschutz verpflichtet

Die Staaten sind zu möglichst ehr-
geizigem Klimaschutz verpflichtet. 
Das hat der Internationale Gerichts-
hof (IGH) im Juli 2025 in einem 
bahnbrechenden Gutachten festge-
stellt. Der IGH erkennt darin das 
1,5-Grad-Limit als völkerrechtlich 
maßgeblich an und erkennt das 
Recht auf eine saubere, gesunde 
Umwelt als Menschenrecht an. 
Besonders bemerkenswert: Erstmals 
stellt der IGH klar, dass auch Staa-
ten, die nicht (mehr) Vertragspar-
teien des Pariser Abkommens sind, 
völkerrechtlich zum Klimaschutz 
verpflichtet sind. Zudem macht der 
Gerichtshof deutlich, dass die Verlet-
zung der völkerrechtlichen Pflichten 
zu einer Haftung von Staaten führen 
kann.
Greenpeace Nachrichten 01.08.2025

Die Five Big - 
Gefährdung der Demokratie

Mit einer Marktkapitalisierung 
in Höhe von 11,91 Billionen Euro 
gehören die großen Tech-Konzerne 
Google, Amazon, Meta, Microsoft 
und Apple zu den zehn größten 
Unternehmen der Welt. Durch ihre 
Monopolstellung in ihren jeweiligen 
Schlüsselmärkten sind die Tech-
Konzerne dazu in der Lage, bis zu 
75 % höhere Preisaufschläge auf 
ihre Produkte und Dienstleistungen 
zu nehmen, als durchschnittliche 
Unternehmen.

Diese Machtfülle ermöglicht den 
Konzernen und ihren Eigentümern 
aber auch einen privilegierten Zugang 
zur Politik (s. aktuell Elon Musk oder 
Davos). Unsere Gesellschaften sind 
mittlerweile viel zu abhängig von der 
Macht der Techkonzerne.
LobbyControl vom 16.01.2025

Dieter Staudt

Azubi: 
„Ich habe Angst, etwas 

falsch zu machen“

Ausbilder: 
„Wenn du keine Fehler 

machst, kann ich dir 
nichts beibringen“.
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Übergreifende Gesichtspunkte

Die GEW Hessen begrüßt die Vor-
lage der neuen KC ausdrücklich. 
Die bisherige Verordnungslage war 
vielerorts durch veraltete curricula-
re Grundlagen oder das Fehlen 
belastbarer Vorgaben für einzelne 
Fächer gekennzeichnet. Vor diesem 
Hintergrund ist die nun vorgelegte, 
kompetenzorientierte Neufassung 
ein wichtiger Schritt zur fachlichen 
Modernisierung und zur Stärkung der 
Gleichwertigkeit von beruflicher und 
allgemeiner Bildung.

Die Entwürfe greifen zentrale Trans-
formationsprozesse der Arbeitswelt 
angemessen auf. Besonders hervor-
zuheben ist die Berücksichtigung 
der Standardberufsbildpositionen, 
insbesondere in den Bereichen Digi-
talisierung, Nachhaltigkeit sowie 
Sicherheit und Gesundheit. Positiv 
wird auch bewertet, dass der reflek-
tierte Umgang mit Künstlicher Intel-
ligenz als Bestandteil zeitgemäßer 
Bildung aufgegriffen wird. Fachlich 
wird zudem begrüßt, dass die KC 
Handlungskompetenz (vollständige 
Handlung) in den Mittelpunkt stellen. 
Der Fokus auf Sprachhandlungs-
kompetenz im Fach Deutsch, auf 
moralische Urteilsfähigkeit im Fach 
Ethik, auf Mediation und arbeitswelt-
bezogene Kommunikation in den 
Fremdsprachen sowie auf politische 
und ökonomische Urteilskompetenz 
in Politik und Wirtschaft entspricht 
einem modernen Verständnis beruf-
licher Bildung. Auch die Orientie-
rung im Fach Sport an Gesundheit, 

Neufassung der Kerncurricula für die Fächer 
des allgemeinen Lernbereichs der Berufsschule

Stellungnahme der GEW Hessen 

Belastungsprävention und Teilhabe ist 
aus Sicht der berufsbildenden Schule 
praxisnah und sinnvoll.

Besonders positiv wird bewertet, dass 
die Inhaltsfelder so angelegt sind, 
dass sie nicht zwingend linear nach-
einander unterrichtet werden müssen. 
Diese thematische Verschränkung 
eröffnet didaktisch sinnvolle Mög-
lichkeiten, Inhalte zusammenzu-
führen und Kompetenzen integrativ 
aufzubauen. Die KC eröffnen den 
Lehrkräften ausdrücklich die Mög-
lichkeit, Inhalte unter Berücksichti-
gung der beruflichen Relevanz und 
des jeweiligen Lerngruppenniveaus 
auszuwählen. Diese Strategien stellen 
notwendige Freiheitsgrade dar. Die 
didaktische Reduzierung erfolgt 
nicht durch das Weglassen ganzer 
Lernbereiche, sondern durch die 
professionelle Schwerpunktsetzung 
der Lehrkraft – insbesondere dort, 
wo Inhalte bereits fachlich abgedeckt 
sind oder für die spezifische Lern-
gruppe keine unmittelbare Lebens-
weltrelevanz besitzen. Diese Freiheit 
ist aus Sicht der GEW Hessen keine 
Schwächung curricularer Verbind-

lichkeit, sondern Ausdruck professio-
neller pädagogischer Verantwortung. 
Gerade im berufsbildenden Schulwe-
sen ist es notwendig, Themen nach 
Ausbildungsberuf, Prüfungserforder-
nissen und Lernvoraussetzungen zu 
gewichten.

Trotz dieser positiven strukturellen 
Neuerungen sehen wir in der prakti-
schen Umsetzung erhebliche Heraus-
forderungen. Die Heterogenität der 
Lerngruppen ist außerordentlich hoch. 
Die Eingangsvoraussetzungen reichen 
von Lernenden ohne Schulabschluss 
zu solchen mit Hochschulzugang und 
Menschen, die das Studium oftmals 
nach vielen Jahren abbrechen. Zwar 
reagieren die KC mit obligatorischen 
und fakultativen Inhalten sowie mit 
unterschiedlichen Niveaustufen auf 
diese Vielfalt, doch bedeutet die 
konkrete Binnendifferenzierung im 
Unterricht einen erheblichen zusätz-
lichen Aufwand. Hinzu kommt die 
sprachliche Heterogenität.

Der Anspruch, fachsprachliche Regis-
ter und komplexe schriftsprachliche 
Anforderungen in allen Lerngruppen 
gleichermaßen aufzubauen, ist ohne 
begleitende sprachsensible Konzepte 
nur eingeschränkt realisierbar. 

Besonders deutlich wird der Bedarf 
an konkreter Unterstützung beim 

Zu geringe Beachtung der 
Heterogenität der Lernen-
den an einer Berufsschule

Frankfurt, 25.04.2026
Hiermit nimmt die GEW Hessen Stellung zu den vorgelegten Entwürfen der Kerncurricula (KC) für die Fächer des allge-
meinen Lernbereichs der Berufsschule. Zunächst werden dabei übergreifende Gesichtspunkte angesprochen. Es folgen 
tiefergehende Ausführungen zum KC Politik und Wirtschaft, welchem wir angesichts der Wichtigkeit der Stärkung der 
Politischen Bildung in allen Schulformen eine besondere Bedeutung zumessen.

„Wie auch die Farbe der 
Haut ist: Das Gewebe 
darunter ist bei allen 

Menschen gleich. Und das 
Gehirn des Babys kennt 

keine Vorurteile.“
Leon Weintraub, Shoa-Über-
lebender, Zeitzeuge und Arzt
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Thema Künstliche Intelligenz. Die 
KC setzen zu Recht ein Zeichen, 
indem sie KI nicht nur als Inhalt, 
sondern auch als Reflexionsgegen-
stand und Lernanlass verstehen. 
Für die Unterrichtspraxis bleibt 
jedoch offen, wie Lehrkräfte KI 
gezielt zur Individualisierung und 
Binnendifferenzierung einsetzen 
können. Als zusätzliche Empfeh-
lung wären einführungsbegleitende 
Fortbildungsangebote wünschenswert.

Da die KC in allen Bereichen einen 
reflektierten Umgang erfordern, aber 
lediglich auf allgemeine Handrei-
chungen verweisen, wären fachspezi-
fische Handreichungen – analog zum 
KC Sport (Seite 3) – die ideale Er-
gänzung, um Lehrkräften praxisnahe 
Lernsettings, Good-Practice-Beispiele 
und Unterrichtsszenarien an die Hand 
zu geben.

Ein redaktioneller Hinweis im Fach 
Sport legt zudem nahe, dass die dort 
geplanten Strukturen – inklusive der 
Verlinkung digitaler Hilfen – eventuell 
auch schon für die anderen KC vorge-
sehen sind. „Hinweis: Anregungen zur 
Umsetzung des Kerncurriculums im 
Unterricht sowie weitere Materialien 
abrufbar im Internet unter:
www.kerncurriculum.hessen.de“.

Inklusion wird als Ziel benannt, wo-
bei digitale Werkzeuge explizit als 
Mittel zur Bereitstellung barrierefrei-
er Lernmaterialien angeführt werden. 
Wenn jedoch nur im Fach Sport kon-
krete Modifikationsbeispiele für die 
Teilhabe von Lernenden mit Behinde-
rungen bereitgestellt werden, entsteht 
eine Lücke. Es werden für alle Fächer 
Handreichungen benötigt.

Die Umsetzung der neuen KC muss 
durch vielfältige Unterstützung 

begleitet werden. Dazu gehören zum 
Beispiel:

•    fachbezogene, praxisnahe Hand-
      reichungen, 
•    konkrete Unterrichtsbeispiele,
•    Materialien zur Binnendifferen- 	   	
     zierung,
•    sprachsensible Fachmodule, 
•    barrierefreie Inklusionsbausteine, 
•    eine landesweite Fortbildungs-     	
     offensive.
Die Materialien und Unterstützungs-
angebote dürfen nicht allgemein 
bleiben, sondern müssen die besonde-
ren Bedingungen der berufsbildenden 
Schule in Hessen berücksichtigen. Die 
GEW Hessen weist auf übergreifenden 
Unterstützungsbedarf hin und fordert 
dazu auf, die Bereitstellung konse-
quent für alle Fächer zu realisieren, 
um Anregungen zur Umsetzung und 
beispielhafte Materialien zu erhalten, 
d. h. die KC im weiteren Verfahren 
um praxisnahe und berufsschulspezifi-
sche Begleitmaßnahmen zu ergänzen, 
um dem mit den KC verbundenen 
Anspruch auf Chancengerechtigkeit, 
Handlungskompetenz und Unterrichts-
qualität in der schulischen Praxis 
gerecht zu werden. 

Politik und Wirtschaft 

Der Entwurf betont an verschiedenen 
Stellen das bestehende Spannungs-
feld der ökonomischen, ökologischen 
und sozialen Weiterentwicklung 
einer demokratischen 
Gesellschaft. Die 
GEW Hessen begrüßt 
ausdrücklich, dass ein 
verbindliches KC für 
das Fach eingeführt 
werden soll, um damit 
einen inhaltlichen 
Mindeststandard zu 
gewährleisten. Dies 
ist nicht zuletzt in An-
betracht der Tatsache, 
dass viele Lehrkräfte in 
diesem Fach fachfremd 
eingesetzt werden, 
besonders wichtig.

Hinsichtlich der Kompetenzorientie-
rung ist positiv festzuhalten, dass das 
gleiche Kompetenzmodell Anwen-
dung findet, das bereits bei anderen 
KC Grundlage ist, z. B. denen für das 
Berufliche Gymnasium. Das gewähr-
leistet eine Einheitlichkeit zum Vor-
teil von Lehrenden und Lernenden. 
Positiv ist auch, dass die Bedeutung 
des Faches als Schlüsselfach für 
alle weiteren Fächer benannt wird. 
Allerdings ist vor diesem Hinter-
grund kritisch anzumerken, dass der 
Bedeutung des Faches mit nur einer 
Unterrichtsstunde wöchentlich nicht 
ausreichend Rechnung getragen wird. 
Auch unter Berücksichtigung der 
vorgegebenen Inhalte bzw. Themen-
felder ist die zur Verfügung stehende 
Stundenzahl nicht angemessen.

Die Themenfelder beinhalten eine 
Vielzahl von umfangreichen kom-
plexen Themen, die mit einem 
Zeitrichtwert von jeweils 15 Stunden 
nicht annähernd adäquat unterrichtet 
werden können.

 So beinhaltet das Themenfeld „Inter-
nationale Beziehungen“ Aspekte wie 
die Rolle Deutschlands in Europa und 
der Welt, die Globalisierung und den 

Für alle Fächer werden 
Handreichungen benötigt

In einer Wochenstunde 
POWI sind die formulier-

ten Anforderungen 
nicht erfüllbar
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internationalen Standortwettbewerb, 
internationale Konflikte, die Rolle der 
Bundeswehr und der NATO, Migrati-
on, etc. In der gymnasialen Oberstufe 
wird allein für diesen Themenbereich 
ein ganzes Halbjahr (Q3) mit mehr als 
der doppelten Stundenzahl angesetzt. 
Alternativ sollte eine Priorisierung 
vorgenommen werden: Themenfel-
der mit herausragender Bedeutung, 
wie TF1, TF3 und TF4, sollten als 
obligatorisch gesetzt werden und die 
übrigen fakultativ sein. Dies würde 
zugleich Freiräume und Flexibilität 
schaffen, auch um Spielräume zur 
Thematisierung von aktuellen Ereig-
nissen zu gewinnen. 

Das KC Deutsch ermöglicht den 
berufsbildenden Schulen innerhalb 
der Themenfelder zum Beispiel sol-
che Auswahlmöglichkeiten.

Ein weiterer Kritikpunkt betrifft die 
angestrebten Kompetenzen. In den 
wenigen Unterrichtsstunden können 
diese nicht substantiell weiterentwi-
ckelt werden, wenn man gleichzeitig 
alle vorgegebenen Themen behandeln 
möchte. Die Entwicklung von Ana-
lyse-, Urteils- und Handlungskompe-
tenz setzt voraus, dass die Lernenden 
ausreichend Zeit bekommen, um sich 
selbstständig mit den Themen kritisch 
auseinandersetzen zu können. Nur 
auf diese Weise kann sowohl eine 
differenzierte Urteilskompetenz als 
auch die Fähigkeit zur Selbstreflexion 
gefördert werden.

Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die 
Anschlussfähigkeit der Lehrvorgaben 
an die heterogenen Voraussetzungen 
der Schülerschaft. Diese ist besonders 
wichtig, da die Berufsschülerinnen 

Anmerkungen zu 
einzelnen Themenfeldern:

Themenfeld 1: Im Zusammen-
hang mit der Mitbestimmung ist 
neben der betrieblichen auch die 
überbetriebliche Mitbestimmung zu 
behandeln, insbesondere die Be-
deutung der Gewerkschaften und 
ihre Rolle in einer demokratischen 
Gesellschaft.

Themenfeld 2: Hier wird politisches 
Handeln mit Konsumentscheidungen 
gleichgesetzt. Dagegen ist einzuwen-
den, dass die Wirkung von Konsum-
entscheidungen äußerst begrenzt ist. 
Der Kunde kann lediglich Produkte 
annehmen oder ablehnen. Allgemein-
gültige Regeln für die Form der 
Produktion, die Beschaffenheit der 
Produkte, die Eigentumsverhältnisse 
und die Machtverteilung innerhalb 
des Unternehmens können so nicht 
gestaltet werden.

Themenfeld 3: Die Demokratie 
sollte weniger als erreichter Zu-
stand, denn als Annäherungsprozess 
betrachtet werden. Besonders vor 
dem Hintergrund einer zunehmenden 
Entfremdung der Bevölkerung von 
den politischen Institutionen muss 
im Unterricht der Entwicklungsbe-
darf bzw. die Unvollkommenheit 
des demokratischen Systems kritisch 

reflektiert und müssen Möglichkeiten 
der vertieften Mitbestimmung (ins-
besondere in Unternehmen) beurteilt 
werden.

Themenfeld 4: Märkte beziehen 
weder den existenziellen Nutzen 
der Natur für die Menschheit mit 
ein, weshalb wir heute vor einem 
Klimakollaps stehen, noch das Wohl-
befinden von Tieren und Menschen. 
Der Verbraucher müsste über den 
gesamten Markt informiert sein, um 
dem Modell des „Homo oeconomic-
us“ zu entsprechen. Die Marktmacht 
liegt auf Seiten der Unternehmen und 
es kommt immer häufiger zu Mono-
polbildungen.

Themenfeld 6: Hier fehlt, dass Mig-
ration nicht nur kritisch zu betrachten 
ist, sondern dass Deutschland auch 
ein Einwanderungsland ist, das auf 
Arbeitsmigration seit Generationen 
angewiesen ist. Unter „Internationa-
le Konflikte und Möglichkeiten der 
Konfliktlösung“ fehlen wichtige 
Gesichtspunkte wie Diplomatie und 
„Außenpolitik von unten“, etwa in 
Form von Städtepartnerschaften. 
Auch diese stellen wichtige Mög-
lichkeiten dar, um internationale 
Konflikte zu bearbeiten.

und Berufsschüler unterschiedlichste 
Bildungsbiographien aufweisen. Al-
lerdings ist diese Anschlussfähigkeit 
bislang nicht ausreichend umgesetzt. 
In der Beschreibung der Themen-
felder werden nur allgemeine 
Anforderungen formuliert und 
keine wirklichen Kompetenzen mit 
unterschiedlichen Niveaustufen. So 
wird im Themenfeld Ausbildung, 
Berufs- und Arbeitswelt der Aspekt 
der Möglichkeiten und Grenzen be-
trieblicher Mitbestimmung erwähnt 
und später durch einzelne Spiegel-
striche konkretisiert. Eine wirkliche 

Kompetenzorientierung würde aber 
erfordern, konkrete Kompetenzen zu 
formulieren, wie z. B.: „Die Ler-
nenden können die verschiedenen 
Beteiligungsformen eines Betriebs-
rates unterscheiden und anhand eines 
Beispiels erklären.“ Darüber hinaus 
müssten diese Kompetenzen in 
verschiedenen Niveaustufen formu-
liert sein, um die Anschlussfähigkeit 
an die heterogene Schülerschaft zu 
gewährleisten.

Angesichts der Heteroge-
nität der Lernenden ist eine 

Priorisierung in 
obligatorisch und 

fakultativ vorzunehmen
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Wenn 1.600 junge Menschen zwei Tage 
lang nichts anderes tun, als sich mit 
Demokratie auseinanderzusetzen, dann 
ist das mehr als nur Unterricht. An 
der Paul-Julius-von-Reuter-Schule in 
Kassel fanden am 10. und 11. Februar 
2026 Projekttage statt, die zeigen:

Demokratiebildung braucht Zeit, 
Raum und vor allem – Begegnung.

In einem einstimmigen Beschluss 
der Gesamtkonferenz hat sich das 
gesamte Kollegium der kaufmänni-
schen berufsbildenden Schule selbst 
verpflichtet, der Demokratiebil-
dung einen besonderen Stellenwert 
einzuräumen. Das Ergebnis: 38 
unterschiedliche Projektangebote, die 
von Exkursionen nach Wiesbaden, 
Breitenau oder Gießen über kreati-
ve Workshops bis hin zu aktuellen 
Themen wie Fake News, Hate Speech 
und dem Einfluss von Algorithmen 
auf unsere Demokratie reichten. Auch 
Demokratie im Sport stand auf dem 
Programm und ein interkulturelles 
Kochprojekt – eine Palette so vielfäl-
tig wie die Schülerschaft selbst.

"Demokratie – das war für mich vor-
her einfach nur ein abstrakter Begriff", 
berichtete eine Schülerin nach den 
Projekttagen. Genau hier setzten die 
vielfältigen Angebote an: Durch ge-
stalterische Auseinandersetzung wurde 
ein Bezug zur eigenen Lebenswelt her-
gestellt. Bei einem Projekt zur lokalen 

Politik diskutierten und debattierten 
Schüler*innen mit Kasseler Stadtver-
ordneten, Integrationsbeauftragten und 
Referenten der IHK auf Augenhöhe. 
Ein Besuch im Archiv der deutschen 
Frauenbewegung verdeutlichte den 
Stellenwert der Politikerin Elisabeth 
Selbert und deren Einsatz als eine der 
„Mütter des Grundgesetzes“.

Besonders wertvoll: Die Projekttage 
durchbrachen die gewohnten Struk-
turen der Schule. An der Paul-Julius-
von-Reuter-Schule lernen Kaufleute 
im Einzelhandel neben Fachkräften 
für Lagerlogistik und Automobilkauf-
leuten, Schüler*innen der Berufsfach-
schule zum Übergang in Ausbildung 
(BÜA) neben denen der Fachober-
schule (FOS). Normalerweise bleiben 
diese Gruppen unter sich – durch die 
lebendige Auseinandersetzung wurde 
Demokratie greifbar – und im besten 
Fall zu einem Teil der Lebensrealität. 
Begegnungen, die Vorurteile abbauen.

"Mit anderen Menschen als im Alltag 
zu tun haben, war sehr interessant!", 
lautete das Fazit vieler Beteiligter. 
Sowohl für die Lehrkräfte war es eine 
spannende Aufgabe, mit ihnen unbe-
kannten Gruppen zu arbeiten, als auch 
für die Schülerinnen und Schüler, sich 
in neue Konstellationen einzufinden. 
Daraus ergaben sich viele Anregungen 
und der Abbau von Vorurteilen. Die 
Schülerinnen und Schüler konnten mit 
ihrem Wissen glänzen und haben Neu-

es dazugelernt. Schule kreativ stattfin-
den zu lassen, hat Spaß gemacht.

Die Projekttage wurden durch viele 
außerschulische Institutionen und 
Einrichtungen wie auch von der Poli-
tik aktiv unterstützt. Daraus ergaben 
sich wertvolle Kontakte, die auch 
in Zukunft von der Schule genutzt 
werden können.

Die Projekttage boten genau das, 
was im durchgetakteten Schulalltag 
oft fehlt: Zeit und Raum für Ausei-
nandersetzung und Verortung in der 
Gesellschaft. Und die Chance, dem 
eigenen Anteil und Beitrag für eine 
gelingende Demokratie auf die Spur 
zu kommen. Ein Signal, das gerade 
in Zeiten gesellschaftlicher Polarisie-
rung wichtiger ist denn je.

Ingrun Sturm
Kollegin an der Paul-Julius-von-

Reuter-Schule

PJvR setzt mit zweitägigem 
Demokratie-Projekt ein starkes Zeichen

Begegnungen über Klassengrenzen hinweg schaffen neue Perspektiven

Über die Paul-Julius-von-Reuter-
Schule Kassel

Die Paul-Julius-von-Reuter-
Schule ist eine kaufmännische 
berufsbildende Schule in Kassel 
mit rund 1.600 Schüler*innen. Das 
Bildungsangebot umfasst verschie-
dene Ausbildungsberufe des kauf-
männischen Bereichs sowie die 
Schulformen BÜA (Berufsfachschu-
le zum Übergang in Ausbildung), 
FOS (Fachoberschule) und die 
höhere Berufsfachschule.
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HPRS
Stellenzuweisung und Kürzun-

gen im neuen Schuljahr 2026/27

Ausführlich hat der HPRS die Proble-
matik der Stellenkürzungen vor dem 
Hintergrund der Sparmaßnahmen 
beraten. Die Dienststelle erläuterte 
den aktuellen Zuweisungserlass. Sie 
betonte, dass es keine Stellenkürzun-
gen gebe, sondern eine Verteilung in 
anderer Form (z. Bsp. über Deputate) 
vorgenommen worden sei.

Die deutlichen Kürzungen an beruf-
lichen Schulen, insbesondere an 
großen Standorten in Frankfurt und 
Kassel, mit der „Vereinfachung“ 
und „Verschiebung“ von Stunden zu 
begründen, ist vor dem Hintergrund 
der Änderungen der sozialindizierten 
Stellenzuweisung kaum zu ertragen. 
Die Kürzung von Fördermaßnah-
men für Schüler*innen mit unter-
schiedlichen Bedarfen sorgt für eine 
deutliche Arbeitsverdichtung bei den 
betroffenen Kolleg*innen.

Richtlinie über das Lebens-
zeitarbeitskonto bei Lehrkräf-
ten und sozialpädagogischen 

Mitarbeiter*innen

Bisher hat sich dem HPRS ge-
spiegelt, dass es keine einheitliche 
Handhabung bei der Genehmigung 
der vorzeitigen Inanspruchnahme 
von LAK gibt. Hierzu wurde der 
Dienststelle anhand von Einzelfäl-
len aufgezeigt, dass entsprechende 
Regelungen in die neue Richtlinie 
bindend für die Genehmigung un-
zweifelhaft abzulesen und umzuset-
zen sind. Zudem machte der HPRS 
erneut deutlich, dass nicht ausgleich-
bare Arbeitszeit zu vergüten ist und 
nicht verfallen darf. 

Richtlinie für die dienstliche 
Beurteilung der Lehrkräfte des 

Landes Hessen

In der Erörterung der Novellierung der 
RL hat der HPRS im Rahmen seiner 
Mitbestimmung eindringlich darauf 
hingewiesen, dass bei Bewerbungsver-
fahren Kolleg*innen mit Personalrats-
tätigkeit möglichen Benachteiligungen 
ausgesetzt sind. Die besonderen, durch 
Personalratstätigkeit erworbenen 
Kenntnisse und Fähigkeiten, müssen 
aus Sicht des HPRS auch entspre-
chend in den dienstlichen Beurteilun-
gen abgebildet werden. Dazu ist aus 
Sicht des HPRS auch eine Anpassung 
der Bewerbungsformulare erforder-
lich. Das HMKB sicherte eine zeit-
nahe Klarstellung in Dienstversamm-
lungen dergestalt zu, dass amtierende 
Personalratsmitglieder während ihrer 
Amtszeit, etwa durch Vertretungstätig-
keiten in der erweiterten Schulleitung, 
zusätzliche Kenntnisse und Fähigkei-
ten erwerben, die als Voraussetzung 
für die Bewerbung auf eine Funktions-
stelle anerkannt werden.

LiV-Einstellung zum 
Einstellungstermin 05/26

Zuerst die schlechte Nachricht: Im 
Vergleich zum Einstellungstermin 
November 2025 ist bei der Einstel-
lung für alle Lehrämter ein Rück-
gang von 13% zu verzeichnen; im 
Vergleich zu Mai 2025 jedoch ein 
leichter Anstieg um 11%.

Abseits dieser Zahlenspiele bleibt 
die Situation an Beruflichen Schu-
len weiterhin nicht nur angespannt, 
sondern prekär! Bei insgesamt 104 
Bewerbungen für das Lehramt an 
Beruflichen Schulen erfolgten 48 
Einstellungen (18 im Hauptverfah-

ren und 30 im Nachrückverfahren).
In QUIV BS ohne Schulbezug konn-
ten 14 (8 davon für Ein-Fach-VD!), 
in QUIV BS mit Schulbezug 17 
Einstellungen (12 davon für Ein-
Fach-VD!)  realisiert werden. 

Somit gab es insgesamt gerade mal 
79 Einstellungen und dies bei 110 
Berufsbildenden Schulen!

Bei den FL-Anwärter*innen gingen 
87 Bewerbungen ein – letztendlich 
erhielten nach entsprechender Prü-
fung 23 Personen ein Angebot, 21 
Einstellungen erfolgten.

Bei der beruflichen Fachrichtung 
bleibt auch weiterhin Wirtschaft 
und Verwaltung mit 20 Einstel-
lungen Spitzenreiter, alle anderen 
Fachrichtungen verzeichnen sehr 
geringe Bewerber*innenzahlen.

Über QIUV verzeichnen Sozialwe-
sen, Gesundheit, Elektrotechnik und 
Metalltechnik die stärksten Bewer-
ber*innenzahlen.

Bei den Unterrichtsfächern bleiben 
Deutsch (15) und Sport (11) weiter 
vorn; Powi (9) und Mathematik (6) 
folgen.

Wie der misslichen Situation an den 
Beruflichen Schulen, auch vor dem 
Hintergrund der anstehenden Pensio-
nierungswelle, mit politischen Hand-
lungen begegnet werden soll, bleibt 
weiterhin fraglich. Scheinbar ist das 
Lehramt an Beruflichen Schulen 
wenig „attraktiv. Seitens des HMKB 
sehe man bei Abiturient*innen keine 
originäre Zielgruppe, die man für die-
ses Lehramt zu gewinnen gedenke!

Bettina Happ-Rohé

Informationen aus dem 
Hauptpersonalrat
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BIBB-Hauptausschuss-
Empfehlungen

Im Dezember 2025 hat der BIBB-
Hauptausschuss eine Empfehlung 
zu Teilqualifikationen verabschie-
det. Hier haben die Gewerkschaf-
ten unter folgenden Bedingungen 
zugestimmt: Für junge Menschen 
unter 25 Jahren muss weiterhin 
eine duale oder vollschulische 
Berufsausbildung der Weg sein. 
Die Teilqualifikationen müssen 
so gestaltet sein, dass sie bundes-
einheitlich geregelt sind, dass sie 
als Set aus einem existierenden 
Berufsbild abgeleitet werden, dass 
nach Absolvierung aller TQs des 
Sets eine Externenprüfung möglich 
ist, und sie somit eine nachhaltige 
Integration in qualifizierte Arbeit 
ermöglichen.

Die Ende März beschlossene Emp-
fehlung zum Digitalen Mobilen 
Ausbilden und Lernen enthält 
aus Sicht der GEW einige richtige 
Punkte: Es besteht weder seitens der 
Auszubildenden noch der Betriebe 
eine Pflicht zum digitalen Ausbil-
den. Der Ausbildungsbetrieb muss 
die erforderlichen Lehrmittel stellen, 
die Kompetenzen des Ausbildungs-
personals einschließlich IT- und 
Medienkompetenz sicherstellen und 

sie bei Bedarf qualifizieren. Ein me-
thodisch-didaktisches Konzept muss 
seitens der Ausbildungsstätte und die 
digitale und räumliche Infrastruktur 
für die Auszubildenden vorhanden 
sein, die Betriebs- und Personalräte 
sollen frühzeitig in der Planungsphase 
eingebunden werden.

Die gerade veröffentlichte Emp-
fehlung zu Prüfungsinstrumenten 
verspricht mehr Klarheit, indem die 
einzelnen Prüfungsinstrumente zum 
ersten Mal systematisch beschrieben 
werden.

Pakt für berufliche Schulen 
Gute Empfehlungen, Maßnahmen 

und Finanzierungszusagen
müssen folgen! 

Der erste Zyklus des Pakts für be-
rufliche Schulen widmete sich den 
Themen Demokratiebildung und 
Sprachförderung. Hierzu wurden 
im Herbst Empfehlungen verabschie-
det. Wir fordern als GEW, dass den 
Handlungsempfehlungen nun auch 
Finanzierungszusagen und Maßnah-
men folgen. Das derzeit geplante 
Eindampfen von Programmen und 
Mitteln für Sprachförderung und De-
mokratiebildung seitens der Bundes-
regierung ist ein fatales Signal! Hier 
gilt es Gegendruck aufzubauen. Ein 
Anfang hierzu ist uns beim Thema 
Integrationskurse bereits erfolgreich 
gelungen.

Derzeit befasst sich der Pakt für 
berufliche Schulen mit KI und 
Digitalisierung in der beruflichen 
Bildung. Wir vertreten vehement 
die Position, dass Datenschutz keine 
Bremse, sondern ein Persönlichkeits-
recht ist, was großgeschrieben werden 
muss, gegen den Trend, möglichst 

viele Daten zu sammeln. Klar ist 
auch, dass eine bundeseinheitliche 
Datenschutzzertifizierung von IT-
Anwendungen und unterstützenden 
Instrumenten zur pädagogischen 
Bewertung auch in der Beruflichen 
Schule und bei KI notwendig sind. 
Darüber hinaus braucht es eine kriti-
sche Datenbildung, damit Auszubil-
dende souverän darüber entscheiden 
können, welche Daten sie wann 
abgeben und wann man das Daten-
abgeben doch besser lässt. 

Anwerbung von Auszubilden-
den aus Drittstaaten

Der DGB hat auf seinem Ordentli-
chen Bundeskongress im Mai 2026 
einen Beschluss zu Anwerbungen 
von Auszubildenden aus Drittstaaten 
gefasst. Den Antrag hatte die DGB-
Jugend eingebracht. Hierin wird 
die Zunahme privater Vermittlungs-
agenturen, die Rekrutierungspro-
zesse missbräuchlich ausgestalten, 
deutlich kritisiert. Häufig leiden 
die auf diese Weise angeworbenen 
Auszubildenden unter untragba-
ren Ausbildungsbedingungen und 
stehen unter extremen Abhängig-
keitsverhältnissen, zum Beispiel 
wegen eines unklaren Aufenthalts-
status. Der DGB fordert staatliches 
Eingreifen, Regulieren und Fördern. 
Zum Beispiel sollen die Arbeitgeber 
sämtliche Kosten für Sprach- und 
Integrationskurse während der 
Ausbildung tragen. Die Kosten 
für die Ausbildungsvermittlung 
darf nicht auf die Auszubildenden 
abgewälzt werden und eine Unter-
bringung in Einzelzimmern während 
der gesamten Ausbildungszeit ist 
sicherzustellen.

Ralf Becker, Birgita Dusse

GEW-
BUNDNeues von der GEW-Bund

Berufliche Bildung

Die GEW hat auf ihrem 30. 
Gewerkschaftstag im Mai 
2025 einen 6-seitigen Be-

schluss „Künstliche Intelli-
genz im Bildungsbereich: Für 
Gestaltung, Mitbestimmung 

und Demokratie“ gefasst, der 
auf der Homepage www.gew.de 

abgerufen werden kann.
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GEW Hessen fordert A 13 für Fachlehrkräfte für at. F.!
Unterschriftenübergabe an Innenminister Poseck

Fachlehrer:innen für at. F. verfügen 
über eine fundierte berufliche Ausbil-
dung, häufig ergänzt durch eine Wei-
terbildung zum Meister, staatlich 
geprüften Techniker oder Ingenieur. 
Sie bringen jahrelange Praxiserfah-
rung mit und absolvieren denselben 
Vorbereitungsdienst wie Studienräte. 
Dennoch sind ihre Arbeitsbedingun-
gen deutlich schlechter: Sie unterrich-
ten eine Stunde pro Woche mehr als 
die Studienräte an derselben Schule 
in Hessen und verdienen monat-
lich zwischen 1000 und 1400 Euro 
weniger.

Heike Ackermann, stellvertretende 
Vorsitzende der GEW Hessen, for-
dert das Innenministerium und das 
Kultusministerium auf, hessische 
Fachlehrkräfte endlich gerecht zu 
besolden: „Es ist nicht vermittel-
bar, dass Kolleg:innen mit gleicher 
Verantwortung, gleicher Ausbildung 

Frankfurt: Eine Delegation von Berufsschullehrkräften hat am 23.04.2026 über 3.000 Unterschriften an Innenminister 
Poseck übergeben. Die Unterzeichenenden und die GEW Hessen fordern die Anhebung der Besoldungsgruppe und die An-
gleichung der Pflichtstunden für Fachlehrkräfte für arbeitstechnische Fächer an den hessischen berufsbildenden Schulen.

Die GEW Hessen fordert im Hinblick auf die Fachlehrkräfte für at. F. 
vom Innenministerium und dem Kultusministerium:

•    Erstens soll die Anzahl der 
Pflichtstunden für alle Lehrkräfte an 
berufsbildenden Schulen angeglichen 
werden – unabhängig davon, ob ein 
Lehramt vorliegt oder nicht.
•    Zweitens soll das Einstiegsamt der 
Fachlehrkräfte für at. F. im Beamten-
verhältnis auf die Besoldungsgruppe 
A 11 festgelegt werden.
•    Drittens soll ein verbindlicher 
Bewährungsaufstieg geschaffen 
werden, der langfristig in die Besol-
dungsgruppe A 13 als Endstufe des 
gehobenen Dienstes führt.
•    Viertens braucht es eine Quali-
fizierungsmaßnahme unter fairen 
Bedingungen, die Fachlehrkräfte für 
at. F. den Erwerb eines Lehramts 

ermöglicht. Dieses berufsbeglei-
tende Studium soll mit ausreichender 
Freistellung und einem realistischen 
Unterrichtseinsatz verbunden sein und 
den Übergang in den höheren Dienst 
eröffnen.

„Wir reden hier nicht über Privilegien, 
sondern über Gerechtigkeit“, betont 
Ackermann. „Die aktuelle Situation 
ist ein strukturelles Ungleichgewicht, 
das die Attraktivität des Berufs 
gefährdet und dringend korrigiert 
werden muss.“

Die Petition und weiterführende In-
formationen finden sich hier: https://
weact.campact.de/petitions/testballo

Übergabe der Unterschriftenliste an Innenminister Posek

im Vorbereitungsdienst und vergleich-
barer Unterrichtsleistung unterschied-
lich bezahlt werden. Gleiche Arbeit 
muss auch gleich vergütet werden.“ 
Die Fachlehrkräfte würden schon seit 
Jahren auf eine Angleichung warten. 
„Auch in den wirtschaftlich starken 

Jahren wurden die Kolleg:innen mit 
dem Argument abgewiesen, dass die 
schlechte Haushaltslage eine Auf-
wertung nicht möglich macht. Dass 
die Anpassung nicht umgesetzt wird, 
liegt also nicht am Haushalt, sondern 
am fehlenden politischen Willen.“
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Regelbeförderung ausgesetzt – 
ein unrühmliches Beispiel!

„In die Besoldungsgruppe A 11 
können nur Beamtinnen und Beamte 
eingestuft werden, die nach Abschluss 
der Ausbildung eine achtjährige 
Lehrtätigkeit oder eine dreijährige 
Dienstzeit seit Berufung in das 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit als 
Fachlehrerin oder Fachlehrer in der 
Besoldungsgruppe A 10 verbracht 
haben“ (vgl. Hess. Schulrecht).

In der Praxis hat diese schulrechtliche 
Bestimmung nach Erfüllung dieser 
Bedingungen zu einer „Regelbeför-
derung“ von Fachlehrer*innen für at. 
Fächer von A 10 zu A 11 nach drei 
Jahren geführt. Darauf konnte man 
sich - zumindest bisher - verlassen.

Und nun der Hammer: ein hess. 
Schulamt teilte jüngst einem Schullei-
ter einer berufsbildenden Schule mit, 
dass die anstehende Regelbeförde-
rung eines Fachlehrer für at. Fächer, 
der alle o.a. Bedingungen erfüllt, in 
2026 nicht vorgenommen werden 
kann. Begründung: es stehen hierfür 
keine Mittel zur Verfügung.

Die Verfügung:

„Hallo Herr ….,

bitte entschuldigen Sie meine ver-
spätete Rückmeldung, ich habe auf 
Rückmeldung des Stellendezernats 
gewartet. Leider habe ich diesbezüg-
lich schlechte Nachrichten… 

Nach Rücksprache mit dem Stellende-
zernat muss ich leider mitteilen, dass 
aufgrund haushälterischer Vorausset-
zungen für das Jahr 2026 keine weite-
ren A11-Stellen zur Verfügung stehen, 
weshalb eine Regelbeförderung aktuell 
nicht umgesetzt werden kann.

Herr XXXXXXXXXXX lässt mittei-
len, dass diese Stellen grundsätzlich 

nicht den Schulen zustehen, sondern 
vom SSA vergeben werden. Aus einer 
Vielzahl von Anträgen muss kriterien-
geleitet entschieden werden, welche 
Bedingungen zu priorisieren und so 
die vorhandenen Stellen zu verteilen 
sind. Das kommt aktuell jedoch nicht 
zum Tragen, da in der Vergangen-
heit A11-Stellen mit höherwertigen 
Stellen (bspw. A12-Grundschulstellen, 
welche nicht besetzt werden konnten) 
finanziert wurden und so über die 
eigentliche Zuweisung A11 gegangen 
sind. Mittlerweile ist dies so nicht 
mehr möglich, muss aber aufgrund 
der Gesamtstellensituation erstmal 
abgeschmolzen werden, bevor diese 
Stellen wieder zur Verfügung stehen.

Das heißt konkret für Herrn XXXXX
XXXXXX, dass sowohl im Beförde-
rungsmonat April 2026 sowie Oktober 
2026 keine Regelbeförderung zur A11 
durchgeführt werden kann. Leider war 
diese Dynamik Anfang des letzten Jah-
res noch nicht ersichtlich, weshalb wir 
zu diesem Zeitpunkt eine Beförderung 
für April 2026 angestrebt hatten.

Eine Beförderung im Jahr 2027 wird 
amtsseitig geprüft und zu gegebener 
Zeit entsprechend bekannt gegeben. 
Ein Antrag ist nicht notwendig.

Es tut mir wirklich wahnsinnig leid, 
dass wir mit solch schlechten Nach-
richten starten müssen.

Für weitere Rückfragen stehe ich 
selbstverständlich zur Verfügung.
Freundliche Grüße 
Im Auftrag“

Kürzlich haben wir im GEW-Landes-
vorstand zur Benachteiligung der 
Fachlehrer*innen für at. Fächer einen 
umfangreichen Beschluss gefasst, der 
auf der Homepage eingesehen oder 
bei der Redaktion angefordert werden 
kann. Am 23. April 2026 dann wurde 
dem hess. Innenminister Posek eine von 
über 3 000 Personen unterschriebene 
Petition (s. S.12) zur Aufhebung der ek-
latanten Benachteiligungen übergeben.

Und nun kommt das obendrauf. 
Mindestens ein Jahr kann der besagte 
Kollege nicht befördert werden, m.E. 
ein drastisches Planungsversagen der 
besagten Schulbürokratie, Fürsor-
ge sieht anders aus. Man kann nur 
hoffen, dass dies ein Einzelfall ist und 
nicht noch in anderen Schulämtern 
vorkommt, zu Lasten einer eh schon 
benachteiligten Gruppe.

Dieter Staudt
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Lernen fürs Leben
Wie Schüler*innen in realitätsnahen Kabinen echte Räume gestalten

Wie schaltet man einen Raum sicher 
stromlos? Wie entfernt man Tapeten 
fachgerecht – und wie bringt man 
neue an? Und was gehört alles dazu, 
wenn ein Raum von Grund auf reno-
viert wird?

An der Merianschule Seligenstadt, 
einer Haupt- und Realschule, lernen 
Schüler*innen der Jahrgangsstufen 8 
und 9 der Realschule genau das – nicht 
aus dem Lehrbuch, sondern durch 
eigenes praktisches Arbeiten im regu-
lären Unterricht.

In eigens entwickelten, rollbaren 
Wohnkabinen, die realen Zimmern 
nachempfunden sind, durchlaufen die 
Jugendlichen sämtliche Arbeitsschritte 
einer Renovierung praxisnah – von 
der ersten Vorbereitung bis zum fertig 
gestalteten Raum.

Von der Idee zur Kabine

Die Kabinen entstanden aus dem 
Wunsch heraus, Unterricht stärker an 
den Alltag und die Lebenserfahrun-
gen der Schüler*innen anzubinden. 
So wurde die Lebens-Praxis-AG 
ins Leben gerufen – ein Projekt, das 
praktische Erfahrungen vermitteln 

und Lernen möglichst greifbar ma-
chen sollte.

Initiiert von Lehrer Thorsten Kram-
mig und gemeinsam mit Schulleiter 
Hauke Wagner weiterentwickelt, ent-
stand zunächst ein erster Prototyp. 
In Zusammenarbeit mit regionalen 
Handwerksbetrieben wurde dieser 
Schritt für Schritt optimiert und 
schließlich in Serie umgesetzt.

Das Ergebnis: sechs stabile, roll-
bare Wohnkabinen, die Sicherheit, 
Funktionalität und realistische Arbeits-
bedingungen miteinander verbinden.

Ein Raum entsteht – Schritt für 
Schritt durch eigene Arbeit

Zu Beginn steht die Sicherheit: Die 
Schüler*innen lernen, wie sie einen 
Raum vollständig stromlos schalten, 
bevor sie Schalter, Steckdosen und 
Lampen fachgerecht demontieren 
und sichern. Anschließend bereiten 
sie die Wände vor – alte Tapeten 
werden perforiert, angefeuchtet und 
sorgfältig entfernt.

Ist der Raum vorbereitet, beginnt die 
Gestaltung: Die Jugendlichen mes-

sen Flächen aus, berechnen den Ma-
terialbedarf und planen eigenständig 
die nächsten Schritte. Sie grundieren, 
tapezieren und streichen Wände und 
Decken und sammeln dabei prakti-
sche Erfahrungen mit Werkzeugen 
und Techniken.

Auch der Boden wird verlegt, 
Sockel- und Abschlussleisten 
angebracht und der Raum Schritt 
für Schritt wiederaufgebaut: Die 

„Im Unterricht haben wir 
den Beruf des Raumaus-
statters in einer Kabine 

praktisch ausprobiert. Dabei 
konnten wir selbst lernen, 

wie man Materialien verar-
beitet, Stoffe anbringt und 

wie wichtig Genauigkeit und 
Kreativität in diesem Beruf 
sind. Es war richtig span-
nend, das alles mal selbst 
zu machen und nicht nur 

darüber zu hören.“

alle Fotos: S. Witzel
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Schüler*innen montieren eine Gar-
dinenstange mit Vorhängen, bringen 
ein Regal sowie eine Pinwand an 
und installieren abschließend die 
Lampen. Zum Schluss erfolgt eine 
sorgfältige Endkontrolle.

Der besondere Moment: Wenn am 
Ende das Licht wieder eingeschaltet 
wird – in einem Raum, den sie selbst 
vollständig gestaltet haben.

Mehr als Handwerk: Selbststän-
digkeit und Zukunftsperspektiven

Die Arbeit in den Kabinen vermittelt 
weit mehr als handwerkliche Grund-
lagen. Die Schüler*innen lernen, 
Arbeitsprozesse zu planen, im Team 
zu arbeiten und Verantwortung zu 
übernehmen. Gleichzeitig erhal-
ten sie Einblicke in verschiedene 
Berufsfelder wie Maler, Elektriker, 
Schreiner oder Raumausstatter.

Ein erster Erfolg zeigt sich bereits: 
Einige Schüler*innen haben sich 
aufgrund ihrer Erfahrungen in den 
Kabinen eigenständig um Prakti-
kumsplätze im Handwerk bemüht.

Ein Lernort mit 
echtem Lebensbezug

Die Merianschule Seligenstadt setzt 
mit diesem Projekt bewusst auf 
lebensnahe Bildung. Die mobilen 
Kabinen schaffen einen Raum, in 
dem Lernen greifbar wird – und Fä-
higkeiten vermittelt werden, die weit 
über den Schulalltag hinausgehen.

Schulleiter Hauke Wagner bringt es 
auf den Punkt:

„Wir möchten unsere Schüler*innen 
nicht nur auf Prüfungen vorbereiten 
– sondern auf das Leben.“

Schauen Sie auch mal hier hinein: 
https://youtu.be/bdpiTX7CDko

Eva Lang, 
Merianschule

„Es hat mega Spaß ge-
macht, vor allem weil wir 

das beste Team hatten, das 
sich gegenseitig geholfen 
und unterstützt hat. Jeder 

hat mit angepackt, und 
zusammen haben wir echt 
tolle Ergebnisse geschafft. 
Natürlich hatten wir auch 

den besten Lehrer, der alles 
super erklärt hat und immer 

geholfen hat, wenn man 
etwas nicht verstanden hat. 
Die Firmen, die uns dabei 
unterstützt und geholfen 

haben waren, auch Mega!“ 

„Insgesamt war das eine 
richtig coole Erfahrung, und 
ich habe viel über den Beruf 
des Raumausstatters gelernt! 
Jetzt weiß ich auf jeden Fall, 
was ich machen muss, wenn 
ich mal vor leeren Wänden 
in meiner Wohnung stehe. 
Das Beste, was man hätte 

machen können!“

„Ich hatte sehr viel Spaß und 
habe auch viel Neues ge-

lernt. Ich würde es auch sehr 
weiter empfehlen, sodass die 
anderen auch eine Chance 
haben, so etwas Cooles und 
Wunderbares zu erleben“.

Weitere Informationen zu den Kabi-
nen, ihrer Entstehung sowie den be-
teiligten Handwerksbetrieben finden 
Sie in der HLZ-Ausgabe März/April 
2026 auf den Seiten 22/23.
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neue  
Publikationen

Gudrun Spahn-Skrotzki

So gelingt Klimabildung
Wege zur zukunftsfähigen Schule

Die gesellschaftliche Transformation 
hin zu Klimaschutz und Nachhaltig-
keit ist unabdingbar und überfällig. 
Wir alle und insbesondere die jungen 
Menschen stehen vor außerordentlich 
großen Herausforderungen.

Schulen mit all ihren Akteur:innen 
haben viele Möglichkeiten, unse-
re Gesellschaft klimafreundlich 
und nachhaltig mitzugestalten. 
Schüler:innen können befähigt wer-
den, sich aktiv einzubringen. Dafür 
brauchen sie Kompetenzen, die sie 
in Schulen erlernen können.

Mit vielen positiven und praxisna-
hen Anregungen, z.B. zum kli-
mafreundlichen und nachhaltigen 
Schulleben, zu neuen Lehr- und 
Lernformaten, Ideen zur Partizi-
pation sowie Möglichkeiten zu 
Naturerfahrungen, veranschau-
licht die Autorin, wie Klima- und 
Biodiversitätsbildung in der Schule 
umsetzbar und wirkungsvoll gelin-
gen kann.

ISBN 978-3-407-25939-4

James B. Mackinnon

Der Tag, an dem wir aufhören 
zu shoppen

Was wir gewinnen, wenn wir weniger 
konsumieren

Was würde passieren, wenn wir 
plötzlich alle aufhören, zu shoppen? 
Welchen Einfluss hätte es auf die 
Wirtschaft, unser Leben, unsere Ar-
beit, unser Denken? Auf einer Reise 
rund um den Globus hat der kanadi-
sche Umweltjournalist beobachtet, 

wie Menschen sich anpassen, wenn 
die Shoppingkultur unerwartet endet.

Er hat Expertenstimmen zu den 
Folgen gesammelt und Gesell-
schaften besucht, die seit jeher 
ohne überflüssigen Konsum leben. 
Anhand vieler Beispiele zeigt er, 
welchen Gewinn es darstellt, weni-
ger zu kaufen – für unseren Pla-
neten, für unsere Gesellschaft und 
für jeden Einzelnen von uns. Denn 
weniger shoppen heißt nicht zuletzt, 
sich auf das zu konzentrieren, was 
im Leben wirklich wichtig ist.

ISBN 978-3-328-10994-5

Silke Müller

Schule gegen Kinder
Wie ein kaputtes Bildungssystem die 
Zukunft der nächsten Generation 
gefährdet

Alarmstufe Rot im Klassenzimmer: 
Warum Schule anders werden muss.

Überforderte Kinder, ausgebrannte 
Lehrkräfte, marode Gebäude – das 
deutsche Bildungssystem steht am 
Abgrund. Der Grund, so Silke Mül-
ler: Schule geht an der Lebenswirk-
lichkeit der Schüler:innen vorbei. 
Schonungslos zeigt sie in ihrem 
neuen Buch, wie Schule Kindern und 
Jugendlichen Lebenschancen vorent-
hält und fordert ein radikales Um-
denken. Sie macht deutlich, warum 
Eltern unbedingt stärker eingebunden 

werden müssen, welche enorme Po-
tentiale digitale Infrastrukturen bieten 
und welche Lernmethoden sich 
wirklich lohnen. Mit ihren visionären 
Ideen fordert sie eine Reform, die 
Schulen endlich menschlich, gerecht 
und zukunftssicher macht.

„Wir stecken mitten in einer Bil-
dungskatastrophe. Wer jetzt noch 
an alten Strukturen festhält, macht 
sich mitschuldig“, so die Autorin.

ISBN 978-3-426-56858-3



	        insider  17Ausgabe 02 - Sommer 2026 / 37. Jahrgang

Zum „Gesetzentwurf für ein Gesetz zur Einführung der Berufsfachschule zum 
Übergang in Ausbildung sowie zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften“ 
gibt die GEW Hessen auf Vorschlag der Landesfachgruppe zu BÜA nachste-
hende Stellungnahme ab.

GEW-Stellungnahme zu BÜA

19. Mai 2026

Die GEW Hessen begrüßt, dass der 
Gesetzgeber endlich die Weichen für 
den Regelbetrieb der Berufsfachschule 
zum Übergang in Ausbildung (BÜA) 
stellt. Die berufsbildenden Schulen 
haben viel Zeit investiert, um eine 
Schulform auf den Weg zu bringen, 
die hoffentlich einen Beitrag dazu 
leistet, mehr jungen Menschen den 
Weg in eine berufliche Erstausbildung 
zu ebnen. Dem jüngsten Datenreport 
des Bundesinstituts für Berufsbildung 
ist zu entnehmen, dass es deutschland-
weit ca. drei Millionen nicht formal 
qualifizierte Menschen im Alter von 
18 bis 34 Jahren gibt. Die Vermittlung 
dieser Gruppe in den Arbeitsmarkt 
muss das Ziel bildungspolitischen 
Handelns sein. Dies nicht nur, um den 
Betroffenen eine existenzsichernde 
Perspektive zu geben, sondern auch, 
um ihnen einen sozialen Anschluss 
in einem Beruf zu bieten, der gleich-
zeitig Bestätigung für das eigene Ich 
bietet. Eine formale Qualifikation im 
Sinne eines Berufsabschlusses kann 
hierzu einen wichtigen Beitrag leisten.

Die GEW Hessen hat bereits mit 
dem Start des Schulversuchs die 
mangelnde Durchlässigkeit kritisiert. 
Der neu gefasste § 42 zementiert 
leider dieses Problem. Lernende ohne 
Schulabschluss müssen nach einem 
Jahr die Schule verlassen, ein weiterer 
Schulabschluss im Rahmen von BÜA 
ist nicht vorgesehen.

Dies erscheint nur auf den ersten 
Blick sinnvoll, weil diese neue 
Schulform in erster Linie den Weg in 
die Berufsausbildung eröffnen soll. 
Dies kann auch gelingen, wenn die 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

stimmen und ausreichend Ausbil-
dungsplätze zur Verfügung stehen. 
Dies war und ist jedoch nicht zu jeder 
Zeit und an jedem Ort garantiert. 
Daher fordert die GEW Hessen schon 
lange, dass Lernende für den Fall, 
dass sie trotz intensiver Bemühungen 
keinen Ausbildungsplatz finden, im 
Rahmen des weiteren Besuchs der 
Berufsfachschule eine vollständige 
Berufsqualifikation erwerben können. 
Dies wird immer dann notwendig 
sein, wenn die Betriebe nicht ausrei-
chend Ausbildungsplätze zur Verfü-
gung stellen.

Die Formulierung der Vorgabe der 
Fünfzügigkeit im neu eingefügten 
§ 43 Absatz 2 a) wirft Fragen auf. 
Gesetzestexte sollten so gefasst sein, 
dass sie klar und einfach zu verstehen 
sind. Die Formulierung der logischen 
Verknüpfungen sowie der Begriff 
„voraussichtlich” sind hier allerdings 
interpretationsbedürftig. Die Summe 
der Lernenden muss nach unserer 
Interpretation unabhängig vom vorher 
erworbenen Schulabschluss unter bis-

her bestehenden Bedingungen für den 
Klassenteiler mindestens 80 betragen. 
In großen und mittelgroßen Städten 
besteht ggf. die Möglichkeit, dies 
mittels Schulverbünden zu erreichen, 
wie es in den Sätzen zwei und drei 
dieses Absatzes beschrieben wird. Der 
Begründung ist zu entnehmen, dass 
eine solche Möglichkeit in Flächen-
landkreisen nicht in Frage komme.

Im Vorfeld wurde durch das HMKB 
auch kommuniziert, dass an Stand-
orten, an denen nur eine berufliche 
Schule in zumutbarer Nähe ist, die 
Mindestgröße unterschritten wer-
den kann. Die GEW Hessen hält es 
deshalb für notwendig, eine zumut-
bare Wegezeit festzustellen, wie sie 
zum Beispiel für Auszubildende (90 
Minuten) in der Fachklassenverord-
nung angenommen wird. Wir müssen 
deshalb an dieser Stelle die Frage 
stellen, ob an diesen Schulen die 
Fünfzügigkeit erreicht werden muss 
oder ob die Schulen keine entspre-
chenden Angebote vorhalten dürfen. 
Aufgrund des mehrfachen Verwei-
ses auf die begrenzten Ressourcen 
befürchtet die GEW Hessen letzteres 
und müsste diese Vorgehensweise 
in diesem Fall vehement kritisieren. 
Zudem führen diese Schulverbünde 
vermutlich zu komplexer administ-
rativer Zusammenarbeit und einem 
großen Abstimmungsaufwand mit 
anderen Schulen. Die Eigenständig-
keit kleinerer Standorte im ländlichen 
Raum wird gefährdet.

In § 41 Abs. 2 sollte zudem aus-
drücklich geregelt werden, dass an 
BÜA-Standorten die Berufsfach-
schule zum Übergang in Ausbildung 
für Schüler:innen mit Anspruch auf 
sonderpädagogische Förderung im 

Schließlich erfordert Resilienz eine 
Neubewertung der Lernorte und der 
Verantwortungsverteilung. Eine 
einseitige Konzentration auf be-
triebliche Ausbildung erhöht die 
Krisenanfälligkeit. Leistungsfähige 
Berufsschulen und überbetriebliche 
Lernumgebungen vervollständigen 
nicht nur das duale System der Be-
rufsausbildung, sondern sind auch 
Teil einer notwendigen Sicherheits-
architektur. Systemische Risiken 
dürfen nämlich nicht auf Betriebe 
oder Individuen abgewälzt werden.

BIBB-Präsident Prof. Esser 
(s. S. 29 in diesem insider)
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Förderschwerpunkt 
geistige Entwick-
lung (BÜA gE) als 
dreijähriger Bil-
dungsgang einge-
richtet werden kann. 
Der Unterricht soll 
zieldifferent und 
kompetenzorien-
tiert mit Bezug zur 
Lebenswelt erteilt 
werden.

Im Hinblick auf 
§ 44 fordert die 
GEW Hessen die 
Einführung eigener, 
berufsorientierter 

Abschlussprüfungen anstelle der 
derzeitigen zentralen Abschlussprü-
fungen, da diese den Fähigkeiten und 
Bedürfnissen der Schüler:innen nicht 
gerecht werden. In der Pilotphase 
haben diese sich in ihrer Form als 
schwer zugänglich erwiesen. Ent-
scheidend ist, dass die Prüfungsinhal-
te einen stärkeren regionalen Berufs- 
und Praxisbezug aufweisen. Nur so 
können sie die Lebensrealität und die 
zukünftigen beruflichen Anforderun-
gen unserer Schüler:innen sinnvoll 
abbilden. Es sollte geprüft werden, ob 
ein Aufgabenpool mit differenzierten, 
anpassbaren Formaten entwickelt 
werden kann.

Problem

Aufgrund des demografisch beding-
ten Fachkräftebedarfs müssen
mehr junge Menschen für eine 
duale Ausbildung begeistert und der 
Übergang in die duale Ausbildung 
erleichtert werden. Aufgrund dessen 
reformiert Hessen unter anderem das 
schulische Übergangssystem grundle-
gend: Die Einjährige Berufsfachschu-
le bzw. Höhere Handelsschule (aktuell 
bereits beendeter Bildungsgang), die 

Aus dem Gesetzentwurf CDU/SPD 
DS 21/4258 vom 21.04.2026 

Zweijährige Berufsfachschule und die 
Bildungsgänge zur Berufsvorbereitung 
(in Vollzeitform) sollen in der 
Berufsfachschule zum Übergang in 
Ausbildung (BÜA) harmonisiert wer-
den, um Jugendliche zielgerichteter in 
die duale Ausbildung überführen zu 
können. Hierzu läuft seit dem Schul-
jahr 2017/2018 der Schulversuch 
„Berufsfachschule zum Übergang in 
Ausbildung – BÜA“. Hieran sind seit 
Beginn des Schulversuchs 26 berufli-
che Schulen und im weiteren Verlauf, 

seit dem Schuljahr 2021/2022, 39 
Schulen beteiligt.
Der Übergang von der Schule in die 
Ausbildung ist für viele Jugendliche 
ein bedeutsamer und herausfordernder 
Schritt, der großes Entwicklungs-
potenzial birgt. Schülerinnen und 
Schüler ohne Abschluss, mit erstem 
Bildungsabschluss sowie junge Men-
schen mit herausfordernden familiären 
Verhältnissen bringen dabei vielfälti-
ge Lebenserfahrungen mit. Um ihre 
fachlichen Kompetenzen, Sprachfer-
tigkeiten und Schlüsselqualifikationen 
wie Zuverlässigkeit, Teamfähigkeit 
und Selbstorganisation gezielt 
weiterzuentwickeln, brauchen sie 
passende Unterstützung und Be-
gleitung. Die genannten Heraus-
forderungen sind oft der Grund für 
sogenannte „Warteschleifen“ im 
Übergangssystem, in denen Jugendli-
che zwar weiterhin schulisch betreut 
werden, jedoch keinen nachhaltigen 
Anschluss an eine duale Ausbildung 
finden. Angesichts des demografisch 
bedingten Fachkräftebedarfs von 
Gesellschaft und Wirtschaft sind diese 
Jugendlichen aktiv zu gewinnen und 

DIPF 13.05.2026
Eine aktuelle Studie des DIPF, der 
Goethe-Universität Frankfurt und 
der Universität Paderborn zeigt, 
dass die sozialen Unterschiede bei 
digitalen Kompetenzen von Jugend-
lichen deutlich wachsen. Analysiert 
wurden Daten der International 
Computer and Information Liter-
acy Study (ICILS) aus den Jahren 
2013 bis 2023, die rund 8.500 
Achtklässler*innen umfassten. Als 
besonders entscheidend für die 
digitale Kompetenz erwiesen sich 

Soziale Unterschiede bei digitalen Kompetenzen steigen

das Umfeld im Elternhaus sowie die 
besuchte Schulform. Während privi-
legierte Jugendliche ihre Fähigkeiten 
weiter ausbauen konnten, vergrößerte 
sich der Abstand zu sozial benachtei-
ligten Gruppen erheblich. 

Forschende warnen deshalb vor einer 
zunehmenden digitalen Ungleichheit 
in Deutschland. Sie fordern gezielte 
Fördermaßnahmen, damit digitale 
Bildung nicht immer stärker von 
häuslichen Lernbedingungen abhängt.
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ihre ungenutzten Potenziale zu entfal-
ten. Jeder junge Mensch, der erfolg-
reich in Ausbildung vermittelt wird, 
ist ein Gewinn für alle Beteiligten.

Schulen übernehmen neben der 
zentralen Aufgabe der Erfüllung des 
Bildungs- und Erziehungsauftrages 
zahlreiche Verwaltungsaufgaben, er-
bringen Dokumentationspflichten und 
erfüllen Verfahrensvorgaben. Auch 
Lehrkräfte unterliegen vielen Ver-
pflichtungen durch Beachtung schul- 
und verfahrensrechtlicher Vorgaben, 
welche die vorhandenen Kapazitäten 
für Unterricht und Erziehung schmä-
lern. Die zunehmenden gesellschaft-
lichen Herausforderungen sowie die 
Themenvielfalt in Schule erfordern 
eine verstärkte Konzentration auf die 
pädagogische Aufgabe.

Lösung

Mit der Überführung des Schulver-
suchs BÜA in die Regelform wird 
das primäre Ziel verfolgt, Jugendliche 
bereits nach einem Jahr in eine duale 
Ausbildung zu vermitteln, wenngleich 
der Erwerb eines ersten oder mitt-
leren Bildungsabschlusses möglich 
ist. Mit der gezielten Förderung der 
überfachlichen Kompetenzen wird die 
Ausbildungsreife der Schülerinnen und 

Schüler erhöht, folglich die Verweil-
dauer im schulischen Übergangssystem 
reduziert und ein Übergang in die 
Ausbildung beschleunigt.

Aufgrund der Implementierung des 
neuen Schultypus BÜA und der dadurch 
bedingten Ablösung bisheriger Typen 
von Berufsfachschulen ist eine gesetz-
liche Anpassung notwendig, die der 
Rechtsklarheit für alle Beteiligten 
dient. Durch verschiedenartige Entlas-
tungsmaßnahmen erhalten Lehrkräfte 
und Schulleitungen mehr Zeit für ihre 
eigentliche Kernaufgabe – die pädago-
gische Arbeit mit den Schülerinnen und 
Schülern. Weniger Verwaltungsaufwand 
heißt noch mehr Raum für Unterrichts-
entwicklung, individuelle Förderung 
und die Gestaltung einer positiven 
Schulkultur. Jede Stunde, die nicht für 
Dokumentationspflichten, Mehrfachmel-
dungen oder komplexe Antragsverfahren 
aufgewendet werden muss, kann direkt 
in die pädagogische Arbeit investiert 
werden. Eine Entlastung im adminis-
trativen Bereich trägt maßgeblich zur 
Attraktivität des Lehrerberufs bei.

Die Entlastung steht auch im Zeichen 
einer Kultur des Vertrauens. Schulen 
sollen mehr Freiräume erhalten, um 
vor Ort noch eigenverantwortlicher 
zu handeln, ohne durch übermäßige 
Berichtspflichten und Reglementie-
rungen eingeschränkt zu werden. Eine 
moderne Bildungsverwaltung setzt auf 
Eigenverantwortung statt auf Überre-
gulierung.

 „Dass die individuellen Chancen 
junger Menschen auf dem Arbeits-
markt so gut sein werden, wie sie 
vielleicht noch nie waren, fühlt 
sich vor dem Hintergrund multip-
ler Krisen an wie ein guter Platz 
auf der Titanic.“

Mit diesem ebenso weitsichtigen 
wie pessimistischen Satz fassen 
der Dortmunder Soziologe Aladin 
El-Mafalaani und die Juristin 
Baro Vicenta Ra Gabbert in ihrem 
Gastbeitrag „Die Vergessenen“ in 
der Süddeutschen Zeitung vom 29. 
Juli 2024 die zukünftige demogra-
fische wie gesellschaftliche Lage 
zusammen.

Anmerkung der Redaktion

Angesichts der vollmundigen Worte 
der Vorbemerkung bleibt mir doch 
die sprichwörtliche Spucke weg. Zum 
einen ist das mit dem Schulversuch 
stets proklamierte Ziel, zwei Drit-
tel der Jugendlichen nach dem 1. 
Jahr in Ausbildung zu vermitteln, 
krachend – und zwar jedes Jahr - ge-
scheitert. Und wenn dann noch durch 
BÜA die Entlastung der Lehrkräfte 
zugunsten ihrer Kernaufgabe der pä-
dagogischen Aufgabe behauptet wird 
frage ich mich, ob die Verfasser je-
mals mit den betroffenen Lehrkräften 
und Schulleitungen geredet haben. 
Diese berichten ganz anderes.
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Projekt gemEINSAM gegen RECHTS
Impulse für Lehrkräfte

Das Projekt gemEINSAM gegen 
RECHTS (gEgR) lief von Februar 
2023 bis Dezember 2024. Erarbeitet 
wurde das Programm mit und für 
die Hauptzielgruppe des Projekts: 
Schüler*innen berufsbildender 
Schulen. Die allermeisten besuchten 
Fachoberschulen. 

Im Projekt wurde zu der Verbindung 
zwischen Einsamkeitserfahrungen 
und autoritären bis extrem rechten 
Einstellungen gearbeitet. Kernbe-
standteil des Projektes war ein 
Workshopprogramm, das aus sechs 
Tagesmodulen bestand. Diese wurden 
in die herkömmliche Unterrichtszeit 
integriert. Die Module befassten sich 
mit den Themen: M1 Biografiearbeit, 
M2 Social Media, Corona und Ich, 
M3 Einsamkeit und Handlungspers-
pektiven, M4 Diskriminierung, extre-
me Rechte und solidarisches Handeln. 
Den Abschluss machte das zweitägige 
M5, eine Projektwerkstatt. 

Mit Schüler*innen von Berufsschulen 
wurden kurze Einzelworkshops zu 
den Kernthemen des Projektes durch-
geführt, um den knappen zeitlichen 
Ressourcen gerecht zu werden.

Für (Schul-)Sozialarbeitende und 
Lehrkräfte haben wir zum Ende des 
Projekts verschiedene Formate ange-
boten, um ihnen zentrale Erkenntnisse 
aus dem Projekt zu vermitteln und 
darüber zu diskutieren.

Insgesamt nahmen so an den Angebo-
ten ca. 200 Personen teil, davon etwa 
120 Schüler*innen aus 5 Schulklas-
sen, die das Seminarprogramm voll-
umfänglich durchliefen.

Die Themen Corona-Pandemie, Ein-
samkeitserfahrungen sowie autoritäre 
Einstellungen und extreme Rechte 
haben diverse Schnittmengen: Wäh-
rend der Corona-Pandemie machten 

insbesondere junge Menschen ver-
mehrt Einsamkeitserfahrungen. Diese 
wiederum begünstigen die Befürwor-
tung antidemokratischer bis extrem 
rechter Einstellungen ( https://www.
progressives-zentrum.org/wp-content/
uploads/2023/02/Kollekt_Studie_Ex-
trem_Einsam_Das-Progressive-
Zentrum.pdf und https://www.fes.de/
index.php?eID=dumpFile&t=f&f=91
776&token=3821fe2a05aff649791e9e
7ebdb18eabdae3e0fd). 

Der Projektstart lag im Übergang 
zwischen pandemischer zu ende-
mischer Phase des Corona-Virus. 
Er fand also zu einem Zeitpunkt 
statt, der durch die Rückkehr zu 
einer „prä Pandemie Normalität“ 
gekennzeichnet war. Die Masken-
pflicht war weitestgehend gefallen, 
Kontaktbeschränkungen aufgehoben, 
Abstandsregelungen abgeschafft und 
Ausgangssperren hatte es zuletzt 
ein Jahr zuvor gegeben. Oder wie 
es ein*e Schüler*in ausdrückte: “Im 
März 2023 wurde die Maskenpflicht 
komplett abgeschafft und man war 
wieder "frei".“ Und weiter: "Ich hatte 
neue Freunde gefunden [...] und nie-
mand hat seitdem mehr über Corona 
geredet." Dass die gemachten Erfah-
rungen in der Regel nicht besprochen 
wurden, hatten wir bereits während 
des Vorgängerprojekts (2021-2023) 
festgestellt. Im Projekt gEgR machten 
wir es uns daher zur Hauptaufgabe, 
einen Raum dafür zu öffnen. Denn 
wir sind davon überzeugt, dass 
(kollektive) Krisen, wenn sie nicht 
gemeinsam aufgearbeitet werden, 
autoritären Krisenlösungen und somit 
letztlich auch der extremen Rechten 
das Feld bereiten.

Die Auseinandersetzung mit dieser 
kollektiven Krisenerfahrung stieß die 
Tür zur teilweisen Aufarbeitung von 
Einsamkeitserfahrungen während 
der Pandemie auf. Denn sonst ist das 

Thema aufgrund von Stigmata stark 
schambelastet. Einsamkeit wird maß-
geblich als ein individuelles Problem 
gesehen und nicht als Ergebnis gesell-
schaftlicher Zustände begriffen. Wer 
z.B. Diskriminierungserfahrungen 
aufgrund von  Klasse, Behinderung, 
Geschlechtsidentität, Migration und 
Alter macht, wird sehr wahrscheinlich 
mehr Einsamkeit erleben. So wird 
eine Marginalisierung und ggf. ein 
Rückzug von Betroffenen verstärkt.

Wie sind wir mit den 
Schulklassen vorgegangen?

Im zweiten Modul haben wir mit 
den Klassen zum Erleben der 
Corona-Pandemie gearbeitet. Dafür 
wurde zuerst eine Wortwolke er-
zeugt. „Was verbindet ihr mit Coro-
na?“. Die Mehrzahl der gesammelten 
Beiträge thematisierten negative 
Folgen. Doch auch positive Erleb-
nisse wurden für alle transparent. 
Durch die Gewichtung anhand von 
Mehrfachnennungen wurde deutlich, 
welche Erfahrungen besonders stark 
geteilt wurden und welche eher ver-
einzelt gemacht wurden.

Die Ergebnisse wurden dann in 
Einzelarbeit um Moderationskarten 
ergänzt, die sich auf die Fragen „War 
Corona nur schlecht? Welche positi-
ven Erfahrungen hast du in dieser Zeit 
gemacht?“ und „Welche Strategien 
zum Umgang mit der pandemischen 
Situation gab es? Sind diese auch im 
Austausch mit anderen entstanden?“ 
bezogen. Auch diese Antworten 
wurden gesammelt und gemeinsam 
geclustert. Im Anschluss sollten die 
Schüler*innen in Einzelarbeit eine 
persönliche Abschiedsrede an Corona 
erarbeiten und in großer Runde vor-
tragen.

Als verpflichtende Hausaufgabe 
bekamen die Schüler*innen ein Sze-
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Der Screenshot zeigt die große Bandbreite von Antworten, positiver wie auch negativer Ausprägung 
– von individueller bis gesellschaftlicher Tragweite (Quelle: gEgR).

nario mit, in dem sie in einer fiktiven 
Zukunft auf die Corona-Pandemie 
zurückblicken sollten. Anhand der 
abgegebenen Texte konnte analysiert 
werden, welche Form der Erzählung 
die Verfasser*innen wählten, wie das 
Erleben dargestellt und ob und wie es 
bewertet wird. Der Zentrale Aspekt 
der Kompetenz liegt in der Frage: 
Welche Aspekte des Jetzt werden in 
einer imaginierten Zukunft als rele-
vant betrachtet?

Die Auswertung dieser Texte zeig-
te: Die Corona Pandemie wurde als 
existenzielles, einschneidendes Er-
lebnis wahrgenommen. Die Sprache 
allerdings ist selten bewertend, eigene 
Gefühle wurden kaum mitgeteilt. Das 
spricht dafür, dass die Erfahrungen 
kaum verarbeitet wurden – einige 
Texte bezeugen deutlich die aktive 
(kollektive) Verdrängung (https://
www.hessal.de/images/0i_download/
do_62_HAL_mitteilungen.pdf).

Am nächsten Projekttag stand das 
Thema Einsamkeitserfahrungen und 
der Umgang mit ihnen im Vorder-
grund. Das schambehaftete Thema 
wurde gemeinsam mit einfachen 
Fragestellungen bearbeitet.„Was be-
deutet für euch Einsamkeit? Und was 
Alleinsein?“. Die Ergebnisse lagen 

häufig sehr nah an der wissenschaft-
lichen Definition. Einsamkeit wurde 
als etwas Negatives, Alleinsein eher 
positiv verstanden.

Unter Einbezug der Ausstellung zum 
Leben und Widerstand gegen den 
Nationalsozialismus des Namensge-
bers der Stiftung, Adam von Trott, 
wurde über Bedingungen gesprochen, 
die Einsamkeitsgefühle verstärken 
können und wie mit diesen umgegan-
gen werden könnte.

Erstaunlich war zum Ende des Semi-
narprogramms die Auswertung des 
Feedbackfragebogens. Hier gaben 
25% der Schüler*innen an, dass sie 
es wichtig fanden, das Thema Corona 
in einem solchen Rahmen besprechen 
zu können. 37,5% standen der Frage 
neutral gegenüber und 30,4% hielten 
dies nicht für notwendig. Deutlich 
anders sah es beim Thema Einsam-
keit aus. Eine deutliche Mehrheit von 
66,1% empfand die Gelegenheit als 
wichtig, nur 12,5% positionierten sich 
neutral und lediglich14,3% empfan-
den dies nicht als notwendig.

Der Eindruck der durchführenden 
Personen hingegen war: Während 
des Seminartags zum Thema Corona 
wurde besonders engagiert mitgear-

beitet und viel Persönliches wurde 
in der Klasse geteilt. Und auch am 
Folgetag drehte sich viel um Ein-
samkeitserfahrungen im Zuge der 
Corona-Pandemie. Einsamkeitser-
fahrungen abseits der kollektiven 
Krisenerfahrung wurden eher selten 
geteilt.

Letztlich hat das Projekt gEgR durch 
seine Arbeit Kompetenzen wie Empa-
thie, Perspektivwechsel und kollekti-
ves Handeln gestärkt. Im Zusammen-
spiel mit Bezügen zum Widerstand 
gegen den NS und der Sensibili-
sierung gegenüber der extremen 
Rechten wurden so wichtige Impulse 
vermittelt, die die Schüler*innen in 
einem  solidarischen, demokratischen 
Miteinander bestärkt haben.

Was bedeutet das für 
Lehrer*innen?

Beim Besprechen schwieriger Themen 
in der Klasse, sei es im Unterricht 
oder im Rahmen von Klassenstunden, 
Interventionen o.ä. lohnt es sich zu 
überlegen, mit welchen Themen steht 
die Situation in Verbindung und lässt 
sich darüber ein niedrigschwelliger, 
weniger Scham behafteter Einstieg fin-
den, der das vermeintlich individuelle 
Problem in den Kontext von geteilten 
Erfahrungen stellen kann? Und wie 
lässt sich daraus eine demokratisch 
solidarische Lösung entwickeln?

Paul Lachmann

Das Projekt war eine Kooperation 
zwischen dem Lehrstuhl Soziologie 
ländlicher Räume (Uni Göttingen & 
Kassel) und der Stiftung Adam von 
Trott. Finanziert wurde es durch den 
Innovationsfond des Bundespro-
gramms „Demokratie leben!“

Mehr Informationen und Materialien 
des Projekts gEgR finden Sie unter: 
https://www.uni-goettingen.de/de/
gemeinsam+gegen+rechts/672910.
html
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Der Berufsbildungsbericht 2026 
liegt vor. Er bietet eine umfassende 
Bestandsaufnahme zur Lage der be-
ruflichen Bildung in Deutschland. 

Ausbildung eröffnet jungen Men-
schen den Einstieg ins Berufsleben 
und ermöglicht Weiterentwicklung 
über Fortbildung. Doch genau hier 
zeigen sich große Probleme. Der 
Übergang von der Schule in den Be-
ruf funktioniert für viele nicht mehr 
gut. 2025 ist die Zahl der neu abge-
schlossenen Ausbildungsverträge er-
neut gesunken. Insgesamt wurden nur 
noch 476.000 Verträge abgeschlossen. 
Gleichzeitig ist die Nachfrage nach 
Ausbildungsplätzen gestiegen. Das 
Ergebnis ist alarmierend. Fast 40.000 
junge Menschen blieben ohne Aus-
bildungsplatz. So viele wie seit 2007 
nicht mehr.

Besonders kritisch ist der Rückgang 
der Ausbildungsangebote in wichti-
gen Industrien. In den Metallberufen 
gab es deutlich weniger neue Verträge 

Berufsbildung stärken und Ausbildung sichern

Der am 6. Mai 2026 veröffentlichte Berufsbildungsbericht 2026 der Bun-
desregierung zeigt deutliche Probleme auf dem Ausbildungsmarkt. Weniger 
Ausbildungsplätze treffen auf mehr junge Menschen ohne Platz. Die Gewerk-
schaften fordern jetzt entschlossenes Handeln für eine starke berufliche Bildung. 

als vor der Pandemie. Auch in der 
Chemie und Pharmaindustrie wurden 
spürbar weniger Ausbildungsplätze 
angeboten. In Ostdeutschland ist die 
Lage besonders dramatisch. Dort ist 
innerhalb eines Jahres ein Drittel der 
Ausbildungsplätze weggefallen.

Gleichzeitig landen immer mehr jun-
ge Menschen im Übergangsbereich. 
Über 260.000 junge Menschen 
befinden sich dort in Maßnahmen 
statt in einer vollqualifizierenden 
Ausbildung. Für viele ist das eine 
Warteschleife ohne klare Perspektive. 
Das ist sozial ungerecht und ver-
schärft den Fachkräftemangel.

Aus Sicht der Gewerkschaften tragen 
die Betriebe eine klare Verantwor-
tung. Die Zahl der ausbildenden 
Betriebe sinkt weiter. Nur noch 
knapp 19 Prozent der Betriebe bilden 
aus. Kleinere Betriebe ziehen sich 
komplett aus der Ausbildung zurück, 
größere Unternehmen streichen 
Ausbildungsplätze aufgrund der wirt-

schaftlichen Entwicklung. Das reicht 
nicht, um den Fachkräftemangel zu 
bekämpfen und alle jungen Menschen 
zu einem Berufsabschluss zu führen. 
Noch immer sind 2,7 Mio. junge 
Menschen zwischen 20 und 34 Jahren 
ohne Berufsabschluss.

Der Bericht zeigt auch deutliche sozi-
ale Ungleichheiten. Junge Menschen 
ohne deutsche Staatsangehörigkeit, 
mit Behinderung oder mit niedrige-
rem Schulabschluss haben schlechtere 
Chancen auf einen Ausbildungsplatz. 
Hier braucht es verbindliche Maß-
nahmen für mehr Chancengleichheit, 
inklusive Ausbildung und eine besse-
re Begleitung beim Übergang von der 
Schule in den Beruf.

Die Gewerkschaften fordern 
ein klares Aktionsprogramm. 
Ausbildungskapazitäten müssen 
gesichert und ausgebaut werden. Ver-
bundausbildung und überbetriebliche 
Ausbildung müssen besser gefördert 
werden. Die Ausbildungsgarantie 
muss für alle jungen Menschen wirk-
sam, erreichbar und niedrigschwellig 
sein und durch eine Umlage wie in 
Berlin und Bremen ergänzt werden. 
Ergänzend braucht es einen Zu-
kunftsfonds Ausbildung, an dem sich 
Betriebe beteiligen.

Eine starke berufliche Bildung 
ist entscheidend für gute Arbeit, 
Fachkräftesicherung und faire 
Lebenschancen. Jetzt braucht es 
schnelles und gemeinsames Handeln 
von Bund, Ländern, Sozialpartnern 
und Betrieben

IGM-wap 6. Mai 2026
Download des Berufsbildungsberichts 

Investitionen in Bildung, Infrastruk-
tur und öffentliche Daseinsvorsorge 
sind ein Beitrag zur Zukunftssiche-
rung. Der DGB-Kongress forderte 
im Mai 2026 ein Aktionsprogramm 
für die 4,5 Millionen Menschen 
ohne Berufsabschluss. Damit 
könnten Fachkräfte gewonnen 
und gleichzeitig Teilhabechancen 
verbessert werden. Beschlossen 
wurde zudem die Forderung, die 
Ausbildungsgarantie so zu erweitern, 
dass alle jungen Menschen Zugang 
zu einer Erstausbildung erhalten. 
Zudem stellten die Delegierten die 
Forderung auf, Auszubildende und 

Studierende bei Wohnheimen, Fahrt-
kosten und Auslandsaufenthalten 
vollständig gleichzustellen.
Nach wie vor ist der Übergang 
zwischen Schule und Beruf für viele 
junge Menschen frustrierend und 
bietet nicht die Hilfe, die nötig wäre. 
Angebote von Jugendberufsagen-
turen sind immer noch nicht in der 
erforderlichen Quantität und Qualität 
vorhanden. Der DGB erwartet von 
Bund, Ländern und Kommunen eine 
Qualitätsoffensive für Jugendbe-
rufsagenturen und Programme wie 
Assistierte Ausbildung.
DGB Bundesvorstand 6. Mai 2026

DGB - Investitionen in Bildung, Infrastruktur und Daseinsvorsorge
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Bundesbildungsministerin Karin 
Prien hat die Qualifizierungsoffensive 
Berufliche Bildung gestartet. Die 
Initiative soll dem Fachkräftemangel 
begegnen und die Ausbildung entlang 
der gesamten Bildungskette stärken.

Bundesbildungsministerin Prien 
kündigte im Februar 2026 an, eine 
Leadinitiative zur Stärkung der beruf-
lichen Bildung entlang der gesamten 
Bildungskette vorzulegen. Die neue 
"Qualifizierungsoffensive Berufliche 
Bildung (QBB)" soll mit einem breiten 
Paket an Maßnahmen verbesserte 
Rahmenbedingungen für Aus-, Fort- 
und Weiterbildung schaffen und damit 
Fach- und Führungskräfte, Betriebe 
und Ausbildungspersonal ansprechen. 
Mit der Offensive setzt das Bundes-
bildungsministerium einen zentralen 
Auftrag aus dem Koalitionsvertrag um.

Karin Prien: "Die moderne Arbeits-
welt ist geprägt von Innovationen und 
neuen Technologien - das erfordert 
neue Qualifikationen und die Bereit-
schaft, sich ständig weiterzubilden. 
Wenn wir Bildung und Beruf von 
Anfang an konsequent zusammen-
denken, gelingt uns das. Mit der 
Qualifizierungsoffensive Berufliche 
Bildung stärken wir unter anderem 
die Berufsorientierung, damit junge 
Menschen so früh wie möglich ihren 
eigenen Weg sicher einschlagen kön-
nen. Wir schaffen neue, attraktive Per-
spektiven für Aufstieg und Qualifizie-
rung und ermöglichen Menschen ohne 
berufliche Ausbildung einen Anschluss 
an Fort- und Weiterbildung. Denn bes-

sere Bildung ein Leben lang stärkt die 
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands. 
Eine gute Qualifikation ist der beste 
Schutz vor Krisen und Strukturwandel 
- und sie erfüllt das Aufstiegsverspre-
chen in unserem Land."

Maßnahmen der 
Qualifizierungsoffensive sind 

unter anderem:

•    Weiterentwicklung der 
Berufsorientierung, um den    
Übergang von Schulabschluss in 
Ausbildung bestmöglich zu ge-
stalten und junge Menschen ohne 
formale Qualifikation besser zu 
unterstützen.

•    Weiterentwicklung der sogenann-
ten berufsabschlussorientierten 
Teilqualifikationen (TQ), um 
bereits berufstätigen Menschen 
ohne abgeschlossene Ausbildung 
die Chance für einen Anschluss 
an das System der beruflichen 
Bildung zu eröffnen.

•    Einbettung attraktiver Laufbahn-
konzepte bzw. klarer Karrierewe-
ge in die Ordnungen der Berufli-
chen Aus- und Fortbildung.

•    Unterstützung von Betrieben bei
der Kultur von Weiterbildung, 
etwa durch die Förderung von 
Weiterbildungsmentoren für die 
Beschäftigten oder mit bedarfsge-
rechter Aufstiegs-Vergütung nach 
Bundesausbildungsförderungsge-
setz (BAföG).

•    Unterstützung ausländischer
Fachkräfte für eine unkomplizierte 
Anerkennung von Berufsabschlüs-
sen.

PM bmbfsfj vom 26. 02. 2026

Qualifizierungsoffensive 
des Bundesbildungsministeriums 

Anmerkung der Redaktion

Die genannten Maßnahmen sind wie-
der mal ein Paradebeispiel dafür, wie 
mit blumigen Worten die Benennung 
notwendiger konkreter Maßnahmen 
vermieden wird. Das Ganze soll den-
noch als „Qualifizierungsoffensive“ 
der Öffentlichkeit schmackhaft ge-
macht und damit suggeriert werden, 
die Politik ist doch aktiv und auf dem 
besten Weg.

Trägt so ein Vorgehen nicht auch
 zu der oftmals benannten Politik-
verdrossenheit bei?
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Wer gibt den beruflichen Schulen 
in Hesssen den Namen?

Die meisten berufsbildenden Schulen in Hessen haben einen Namen, den sie einstmals bewusst mit ihrer Identität und 
Zielvorstellung gewählt haben. Insoweit stellen wir in jedem insider Schulen mit ihren Namensgeber/innen vor und 
geben somit auch ein Stück Erinnerung und Bewusstwerdung. In dieser Ausgabe werden die Friedrich-List-Schule in 
Darmstadt und die Eduard-Stieler-Schule in Fulda  vorgestellt. Wer für die nächste Ausgabe etwas zu seiner/ihrer 
Schule schreiben möchte, ist dazu herzlich eingeladen. (Die Redaktion).

Friedrich-List-Schule in DarmstadtFriedrich-List-Schule in Darmstadt

Namensgeber

Friedrich List war einer der bedeu-
tendsten deutschen Nationalökono-
men, ein früher Globalisierungs- und 
Industriepolitiker, sowie ein zentraler 
Vordenker des Deutschen Zollvereins 
und des Eisenbahnbaus. Seine Ideen 
prägen bis heute wirtschaftspoliti-
sche Debatten. Friedrich List gilt als 
Wegbereiter der deutschen Industri-
alisierung, Vordenker der modernen 
Industrie- und Innovationspolitik und 
einflussreicher Theoretiker für Ent-
wicklungsökonomien weltweit.

List wurde 1789 als Sohn eines 
Weißgerbermeisters in Reutlingen 
geboren und nicht nur Wirtschafts-
theoretiker, Unternehmer und 
Diplomat, sondern auch Publizist 
und Eisenbahnpionier. Er kritisierte 
die damals dominierende britische 
Freihandelsdoktrin. Er argumen-
tierte, dass junge Volkswirtschaften 
Schutzmaßnahmen durch Erzie-
hungszölle benötigen, um wettbe-
werbsfähig zu werden. Diese Idee 

beeinflusst bis heute Entwicklungs-
ökonomien, besonders in Ostasien.

List war zudem ein aktiver Vor-
kämpfer für die Abschaffung der 
innerdeutschen Zollgrenzen, die 
Schaffung eines einheitlichen 
Wirtschaftsraums und die Harmoni-
sierung von Maßen, Gewichten und 
Währungen. Er erkannte früh die 
wirtschaftliche Bedeutung des Eisen-
bahnnetzes und  war maßgeblich an 
der Idee eines deutschen Fernbahn-
netzes, u. a. der Strecke Leipzig–
Dresden beteiligt.

1817 übte  List eine Professur für 
Staatswirtschaft in Tübingen aus und 
zwei Jahre später wurde er Mitgrün-
der des „Allgemeinen Deutschen 
Handels- und Gewerbevereins“. Ein 
Jahr darauf wurde er Abgeordneter 
im württembergischen Landtag und 
1822 wegen Majestätsbeleidigung 
verurteilt, was ihn veranlasste, ins 
Exil in die USA zu gehen. Nach sei-
ner Rückkehr 1833 nach Deutschland 
als amerikanischer Konsul setzte er 
sich für den Eisenbahnbau und eine 
Zollunion ein. 1846 ist Friedrich 
List in Kufstein durch Suizid, nach 
schweren Depressionen, gestorben.

Schule

Die Friedrich-List-Schule Darmstadt 
ist eine der kaufmännischen berufs-
bildenden Schulen in Hessen mit ca. 
1.850 Schülerinnen und Schülern 
(davon 1 650 Auszubildende) und ca. 
85 Lehrerinnen und Lehrern.

Die Schule bietet ein breites Spekt-
rum an Bildungsgängen im Bereich 
Wirtschaft und Verwaltung, darunter 
eine Berufsschule, eine Zweijährige 
Berufsfachschule sowie eine Höhere 
Berufsfachschule  für Fremdspra-
chensekretariat und Bürowirtschaft. 
Dazu kommen die Berufsfachschu-
le zum Übergang in Ausbildung, 
Bildungsgänge zum Erwerb der Fach-
hochschulreife, IT Ausbildungsberufe 
sowie Verwaltungs   und Rechts-
berufe. Diese Vielfalt macht sie zu 
einer der zentralen kaufmännischen 
Schulen Südhessens.

Die Schule betreibt mehrere Schü-
lerfirmen, die im Schulalltag fest 
verankert sind. Dazu gehören ein 
schulinterner Verkaufs- und Dienst-
leistungsbetrieb, der sogenannte 
Magic Shop, ein Servicebüro für 
kaufmännische Dienstleistungen, 
die SportStyLIST OHG, eine sport-
bezogene Schülerfirma sowie einen 
Sanitätsdienst mit einem Schüler- 
Erste-Hilfe-Team. Diese Projekte sind 
Teil des pädagogischen Konzepts und 
fördern Praxisnähe, Selbstständigkeit 
und Berufsorientierung.

Die Schule unterhält ein Austausch-
programm mit den USA und ein 
umfangreiches erasmus+-Programm 
für Schülerinnen und Schüler, was für 
berufsbildende Schulen eher selten 
ist. Dazu verfügt die Schule über ein 
ausgebautes Beratungsteam und ein 
Präventionskonzept, das im Schulpro-
fil hervorgehoben wird. Unter „Sport 
an der Friedrich List Schule“ wird ein 
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eigenes sportpädagogisches Konzept 
geführt – ebenfalls ungewöhnlich für 
eine kaufmännische Schule.

Eine besondere aktuelle Auszeich-
nung für die Friedrich List Schule: Sie 
wurde als „fobizz Schule 2025/26“ 

geehrt – ein Siegel für digitale Fortbil-
dungskultur und moderne Unterrichts-
entwicklung.

Eduard-Stieler-Schule in FuldaEduard-Stieler-Schule in Fulda

Namensgeber

Dr. Eduard Stieler, 1903 geboren, 
war Landrat des Landkreises Fulda 
von 1953 bis 1973. Er ist heute vor 
allem als Namensgeber der Eduard- 
Stieler-Schule in Fulda bekannt. Er 
setzte während seiner Amtszeit vor 
allem auf wirtschaftlichen Wie-
deraufbau des Landkreises Fulda 
nach dem Zweiten Weltkrieg, die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze, die 
Verbesserung der Verkehrsinfrastruk-
tur und die Errichtung von Schulen, 
Kindergärten und Erholungsanlagen. 
Diese Maßnahmen sollten den Land-
kreis Fulda langfristig stärken und 
modernisieren.

Stieler hatte sich in seiner Amtszeit 
große Verdienste erworben und war 
ein angesehener Petersberger, dem 
der Kreis Fulda und seine Heimat-
gemeinde viel zu verdanken haben. 
Unter anderem setzte er sich seiner-
zeit besonders für die Petersberger 
Eigenständigkeit und gegen eine 
Eingemeindung zu Fulda ein.

Die Entwicklung des Fremdenver-
kehrs und die Ansiedlung mittelstän-
discher Betriebe lagen ihm besonders 

am Herzen. Den hoch intelligenten 
Mann zeichnete ein immer leicht 
ironischer Humor aus, den man 
häufig bei Menschen findet, die sich 
über die eigene Realität und die ihrer 
Umwelt keine Illusionen machen. Dr. 
Eduard Stieler ist zwei Jahre nach 
seinem Amt als Landrat im Jahr 1975 
gestorben.

Schule

Die Eduard-Stieler-Schule Fulda 
(ESS) ist eine vielseitige und selb-
ständige berufsbildende Schule des 
Landkreises Fulda mit einem breiten 
Angebot an Vollzeit- und Teilzeitbil-
dungsgängen. Zum Bildungsangebot 
gehören unter anderem eine Fach-
schule im Fachbereich Wirtschaft mit 
dem Schwerpunkt Hotel- und Gast-
stättengewerbe sowie die Ausbildung 
zur/zum CTA an der Höheren Berufs-
fachschule mit Schwerpunkt Chemie-
technik. Ergänzt wird das Angebot 
durch das Berufliche Gymnasium, die 
ein- und zweijährige Fachoberschule, 
die Berufsfachschule zum Übergang 
in Ausbildung sowie PFIN – Pflege 
in Hessen und die Berufliche Orien-
tierung in Kooperation mit regionalen 
Hauptschulen.

Die Berufsschule im Rahmen der 
dualen Ausbildung richtet sich an 
Gastronomieberufe, Nahrungsberufe, 
Gesundheitsberufe, den Friseurberuf 
sowie Agrar-, Produktions- und Che-
mieberufe. Darüber hinaus verfügt 
die Schule über eine Werkstatt für 
Menschen mit Beeinträchtigungen.

1.520 Schülerinnen und Schüler wer-
den von 120 Lehrkräften unterrichtet.  
Die ESS beschreibt sich selbst als 

eine Einrichtung, die sich am Leitbild 
„Erkenntnisse gewinnen – Selbstän-
digkeit entwickeln – Sozialverantwor-
tung übernehmen“ orientiert.

Die Eduard-Stieler-Schule Fulda ist 
sehr aktiv im Bereich praxisnahe 
Projekte, Wettbewerbsteilnahmen und 
eine intensive Berufsorientierung. 
So organisieren Schülerinnen und 
Schüler Workshops zur Bewegungs-
förderung und Rückengesundheit 
sowie Projekte im Gesundheitsbe-
reich für Jugendliche. Darüber hinaus 
engagiert sich die Schule mit Chemie-
Workshops und einer Chemie-AG für 
Realschülerinnen und Realschüler, 
um frühzeitig Interesse an naturwis-
senschaftlichen Berufen zu wecken. 
Bei den DEHOGA-Hessenmeister-
schaften gewann die Schule zweimal 
Bronze, zudem erreichte ein Team das 
Finale des bundesweiten Wettbewerbs 
„Young Chefs Battle“ in Berlin. Im 
Bereich Nachhaltigkeit beteiligten 
sich Schülerinnen und Schüler mit 
dem Projekt „Eco Cell: Aus Plastikab-
fall wird Strom“ an „Jugend forscht“. 
Ergänzt wird dies durch Veranstal-
tungen zur Berufsorientierung wie 
das Ausbildungsevent „HEIMAT 
– lernen, ausbilden, genießen“, bei 
dem Jugendliche praktische Einbli-
cke in Berufe des Hotel- und Gast-
stättengewerbes erhalten. Zudem 
veranstaltet die ESS unter dem Motto 
„ESS trifft …“ regelmäßig Vorträge 
und Diskussionsveranstaltungen zu 
aktuellen Themen aus verschiedenen 
Berufsfeldern.

Zusammenstellungen aus Internet-
auftritten und Broschüren

Thomas Meinen und Dieter Staudt
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Kompetenzmedientraining (KoMeT) 
Ein medienpädagogisches Angebot für straffällig gewordene Jugendliche

Die Polizei Südhessen und das 
Institut für Medienpädagogik Hessen 
arbeiten seit vielen Jahren erfolgreich 
im Bereich des Jugendmedienschut-
zes zusammen. Aus dieser Kooperati-
on entstand die Idee, ein spezifisches 
pädagogisches Angebot für Jugendli-
che und Heranwachsende zu entwi-
ckeln, die im Zusammenhang mit 
ihrer Mediennutzung strafrechtlich in 
Erscheinung getreten sind.

In den vergangenen Jahren ist die 
Zahl der Straftaten mit digitalem 
Bezug deutlich gestiegen. Hierzu 
zählen unter anderem der Besitz oder 
die Verbreitung strafbarer Inhalte, 
die Verbreitung von Hassbotschaften 
(„Hate Speech“), Cybermobbing, 
Volksverhetzung sowie weitere Delik-
te im digitalen Raum. 

Vor diesem Hintergrund wurde das 
Kompetenzmedientraining (KoMeT) 
entwickelt. KoMeT ist eine ambulan-
te, gruppenpädagogische Maßnahme 
für Jugendliche und Heranwachsende, 
die aufgrund medienbezogener Straf-
taten auffällig geworden sind. Die 
Teilnahme kann sowohl auf Grundla-
ge einer richterlichen Weisung gemäß 
§ 10 JGG als auch im Rahmen eines 
Diversionsverfahrens gemäß §§ 45, 
47 JGG erfolgen.

Das Training umfasst vier Module 
mit jeweils vier Zeitstunden und wird 
von zwei Medienpädagogen durch-
geführt. Inhaltlich verbindet KoMeT 
medienpädagogische Bildung, soziale 
Kompetenzförderung und die Reflexi-
on des eigenen Handelns im digitalen 
Raum.

Besonders hervorzuheben ist der 
multiprofessionelle Ansatz des 
Projekts. Polizei, Jugendhilfe und 
ein freier Träger der Medienbildung 
arbeiten eng zusammen und bringen 

ihre jeweiligen Perspektiven und 
Kompetenzen ein. Diese interdiszi-
plinäre Zusammenarbeit ermöglicht 
einen ganzheitlichen Blick auf die 
Lebenswelt der Jugendlichen und 
schafft optimale Voraussetzungen für 
nachhaltige Lern- und Entwicklungs-
prozesse.

Der Erfolg von KoMeT basiert auf 
mehreren pädagogischen Grundprin-
zipien, die sich in der Praxis bewährt 
haben.

Begegnung auf Augenhöhe

Ein zentrales Merkmal von KoMeT 
ist die wertschätzende und respekt-
volle Haltung gegenüber den Teilneh-
menden. Jugendliche wachsen heute 
selbstverständlich in einer digital 
geprägten Lebenswelt auf. Digitale 
und analoge Erfahrungen sind für sie 
eng miteinander verknüpft und lassen 
sich häufig nicht mehr klar vonei-
nander trennen. KoMeT betrachtet 
Mediennutzung daher nicht primär 
als Problem, sondern als Teil der 
Lebenswirklichkeit junger Menschen. 
Statt moralischer Bewertungen oder 
pauschaler Schuldzuweisungen 
steht die gemeinsame Reflexion von 
Chancen, Risiken und Verantwortung 
im Mittelpunkt. Die Teilnehmenden 
erleben dadurch einen geschützten 
Raum, in dem sie offen über ihre 
Erfahrungen sprechen können. Diese 
Haltung schafft Vertrauen und bildet 
die Grundlage für nachhaltige Lern-
prozesse.

Gespräche über das Leben 
statt über die Straftat

Ein wesentliches Element des 
Trainings ist das Gespräch. Viele 
Jugendliche berichten im Anschluss, 
dass sie selten zuvor so intensiv über 
ihr Leben, ihre Erfahrungen und ihre 

Sichtweisen gesprochen haben.

Dabei steht nicht die begangene 
Straftat im Mittelpunkt. Vielmehr 
interessieren sich die Fachkräfte für 
die Jugendlichen als Personen, ihre 
Lebenswelt, ihre Medienerfahrungen 
und ihre Vorstellungen von Verant-
wortung.

Durch diese Herangehensweise 
entsteht häufig eine hohe Offenheit. 
Nicht selten sprechen Teilnehmende 
von sich aus über ihre Tat, reflektie-
ren ihr Verhalten und setzen sich kri-
tisch mit den Folgen ihres Handelns 
auseinander.

Ziel ist es, Jugendliche als handeln-
de und verantwortliche Personen 
wahrzunehmen. Sie sollen erkennen, 
dass digitale Medien nicht nur Mög-
lichkeiten eröffnen, sondern auch 
Verantwortung mit sich bringen.

Tabuthemen zulassen

Jugendliche beschäftigen sich mit 
Fragen, die im Alltag oft wenig 
Raum finden. Themen wie Sexu-
alität, Gewalt, Tod, Identität oder 
Zugehörigkeit werden häufig zuerst 
im Internet gesucht und dort nicht 
immer altersgerecht oder einordnend 
beantwortet.

KoMeT greift diese Themen bewusst 
auf und ermöglicht einen offenen, 
sachlichen Austausch. Die Maßnahme 
versteht Neugier als einen wichtigen 
Bestandteil jugendlicher Entwick-
lung und unterscheidet zwischen 
Entwicklungsaufgaben, Grenzerfah-
rungen und bewusstem Fehlverhalten. 
Dadurch entsteht die Möglichkeit, 
problematische Medienerfahrungen 
einzuordnen und alternative Perspek-
tiven zu entwickeln.
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Authentizität als 
pädagogisches Prinzip

Die Fachkräfte bringen sich selbst als 
Gesprächspartnerinnen und Ge-
sprächspartner ein. Sie berichten von 
eigenen Medienerfahrungen, sprechen 
über Herausforderungen, Fehler und 
Lernprozesse.

Diese Offenheit wird von den Jugend-
lichen als authentisch wahrgenom-
men und schafft Glaubwürdigkeit. 
Gleichzeitig eröffnet sie die Möglich-
keit, gemeinsam über Werte, Haltun-
gen und Weltbilder ins Gespräch zu 
kommen.

Reflexion der
eigenen Medienbiografie

Zu Beginn des Trainings setzen sich 
alle Teilnehmenden mit ihrer eigenen 
Medienbiografie auseinander. Die 
Frage „Wer bin ich und welche Rolle 
spielen Medien in meinem Leben?“ 
bildet einen wichtigen Ausgangspunkt 
für die weitere Arbeit.

Indem auch die Fachkräfte ihre 
Mediennutzung offenlegen, entsteht 
zusätzliche Augenhöhe. Die Jugend-
lichen erleben Erwachsene als aktive 
Teilnehmende der digitalen Welt und 
nicht ausschließlich als Beobachtende 
oder Bewertende.

Medien praktisch gestalten

Medienbildung bedeutet nicht nur 
Reflexion, sondern auch aktive 
Gestaltung. Deshalb erstellen die 
Teilnehmenden zum Abschluss des 
Trainings ein eigenes Medienprodukt, 
beispielsweise einen Podcast, einen 
Kurzfilm oder einen Comic.

Die praktische Medienarbeit ermög-
licht es, Inhalte kreativ umzusetzen, 
eigene Erfahrungen zu verarbeiten 
und gleichzeitig kooperativ zu-
sammenzuarbeiten. Die Ergebnisse 
werden abschließend präsentiert und 

gemeinsam reflektiert. Auf diese 
Weise verbindet KoMeT die kritische 
Auseinandersetzung mit digitalen 
Medien mit kreativem Handeln und 
stärkt die Medienkompetenz der 
Jugendlichen nachhaltig.

Bedeutung für Schule
und Prävention

Schulen stehen heute vor der Heraus-
forderung, junge Menschen in einer 
zunehmend digitalisierten Lebenswelt 
zu begleiten. Medien sind nicht nur 
Werkzeuge zur Informationsbeschaf-
fung und Kommunikation, sondern 
prägen Identität, soziale Beziehungen, 
Wertevorstellungen und gesellschaft-
liche Teilhabe. Gleichzeitig nehmen 
Konflikte und Grenzverletzungen im 
digitalen Raum zu und wirken häufig 
unmittelbar in den Schulalltag hinein.

Cybermobbing, die Verbreitung 
problematischer Inhalte, Hassrede, 
sexuelle Grenzverletzungen oder 
die unreflektierte Weitergabe von 
Bildern und Videos sind längst keine 
Randphänomene mehr. Lehrkräfte 
erleben die Folgen dieser Entwick-
lungen oftmals unmittelbar im 
Unterricht, in Klassengemeinschaften 
oder im Rahmen schulischer Bera-
tungs- und Unterstützungsangebote.

KoMeT setzt genau an dieser 
Schnittstelle an. Das Projekt versteht 
medienbezogene Delinquenz nicht 
ausschließlich als Rechtsverstoß, 
sondern auch als Ausdruck fehlender 
Orientierung, mangelnder 
Reflexionsmöglichkeiten 
und unzureichender Me-
dienkompetenz. Ziel ist es 
daher nicht nur, Regelver-
stöße zu thematisieren, son-
dern Jugendliche dabei zu 
unterstützen, Verantwortung 
für ihr Handeln zu überneh-
men und die Auswirkungen 
ihres digitalen Verhaltens 
auf andere Menschen zu 
erkennen.

Für Schulen bietet KoMeT wich-
tige Impulse für eine zeitgemäße 
Medienbildung. Die Maßnahme zeigt, 
dass nachhaltige Prävention vor allem 
dann gelingt, wenn Jugendliche nicht 
belehrt, sondern beteiligt werden. 
Wertschätzung, Dialogbereitschaft, 
Lebensweltorientierung und die 
Förderung von Selbstreflexion bilden 
dabei die Grundlage erfolgreicher 
pädagogischer Arbeit.

Die Erfahrungen aus KoMeT verdeut-
lichen zudem, dass Medienbildung 
weit über technische Kompetenzen 
hinausgeht. Sie umfasst die Entwick-
lung von Empathie, Urteilsfähigkeit, 
Verantwortungsbewusstsein und de-
mokratischen Werten. Damit leistet sie 
einen wichtigen Beitrag zur Persön-
lichkeitsentwicklung junger Menschen 
und unterstützt Schulen in ihrem 
Bildungs- und Erziehungsauftrag.

Gerade die enge Zusammenarbeit 
von Schule, Jugendhilfe, Polizei und 
Medienpädagogik zeigt, wie wirksam 
Prävention sein kann, wenn unter-
schiedliche Professionen ihre Kom-
petenzen bündeln. KoMeT versteht 
sich daher nicht nur als Interventions-
maßnahme für einzelne Jugendliche, 
sondern auch als Modell für eine 
vernetzte und zukunftsorientierte 
Bildungsarbeit im digitalen Zeitalter.

Peter Holnik
Institut für Medienpädagogik und 

Kommunikation Hessen
holnick@muk-hessen.de
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Resilienz statt Stabilität 
Warum die Berufsbildung neu zu denken ist

Deutschland steht an einem bildungs-
und arbeitsmarktpolitischen Wende-
punkt. Demografischer Wandel, 
Fachkräftemangel und eine technolo-
gische Dynamik, die Lehr-, Lern- und 
Arbeitsprozesse in rasanter Geschwin-
digkeit verändern, treffen auf ein 
Berufsbildungssystem, das in zentralen 
Teilen noch immer auf Stabilität und 
Planbarkeit ausgerichtet ist.

Gleichzeitig bleibt ein wachsen-
der Teil der jungen Generation 
abgehängt. Rund drei Millionen 
Erwachsene unter 35 Jahren verfügen 
über keinen Berufsabschluss, etwa 
250.000 Jugendliche verharren im 
Übergangssystem zwischen Schu-
le und Ausbildung. Internationale 
Studien wie PISA oder der IQB-
Bildungstrend zeigen aktuell, dass 
grundlegende Kompetenzen bei 
Schülerinnen und Schülern nicht 
mehr selbstverständlich sind. Unter 
diesen Bedingungen ist ein „Weiter 
so“ keine Option für unser Land.

Besonders deutlich wird der Anpas-
sungsdruck durch den Aufstieg der 

Künstlichen Intelligenz. KI ist keine 
weitere Technologie, die bestehende 
Arbeitsprozesse lediglich effizienter 
macht: Sie wirkt auch als systemi-
scher Beschleuniger von Unsicher-
heit. Anders als frühere Innovati-
onen verändert sie nicht einzelne 
Berufe oder Tätigkeiten, sondern 
greift quer durch Branchen, Quali-
fikationsniveaus und Berufsprofile. 
Damit verlieren langfristig definierte 
Kompetenzanforderungen an Verläss-
lichkeit. Ein Berufsbildungssystem, 
das auf passgenaue Berufsbilder und 
lange Aktualisierungszyklen setzt, ist 
diesem Schwung kaum gewachsen.

Die Konsequenz ist grundsätzlicher 
Natur: Berufsbildungspolitik darf 
nicht länger als periodische Neuord-
nungsaufgabe verstanden werden, 
sondern muss sich als dauerhaft ange-
legte Gestaltungs- und Anpassungs-
politik begreifen. Aufgegriffen wird 
diese Logik im Kontext des Verständ-
nisses resilienter Systeme. Damit sind 
Konstrukte gemeint, die Unsicherheit 
nicht ausblenden, sondern antizipie-
ren und produktiv verarbeiten. Für 

das Berufsbildungssystem bedeu-
tet das zuvörderst: modularisierte 
Qualifikationsstrukturen, lernfähige 
Governance und starke überfachliche 
Kompetenzen – und all dies nicht als 
Reformdetails, sondern als Vorausset-
zungen für Zukunftsfähigkeit.

Angesichts von Transformation, 
demografischen Verschiebungen 
und wiederkehrenden Krisen ist ein 
Berufsbildungssystem, das primär 
auf Stabilität ausgerichtet ist, völlig 
unzureichend. Steuerung selbst muss 
lernfähig werden! Erforderlich sind 
institutionalisierte Monitoring- und 
Frühwarnsysteme, die Veränderungen 
von Arbeitsmarkt und Kompetenzan-
forderungen kontinuierlich erfassen 
und zeitnah in Ordnungspolitik und 
Förderinstrumente übersetzen.

Auch die Ordnungsarbeit bedarf 
eines Paradigmenwechsels. Seltene, 
umfassende Neuordnungen erzeugen 
Trägheit. Notwendig sind stattdessen 
rechtlich abgesicherte Verfahren für 
schlanke Ausbildungsordnungen. Zu 
flankieren ist dies durch leistungs-
fähige Unterstützungsstrukturen auf 
der untergesetzlichen Ebene, die 
kontinuierliche, inkrementelle sowie 
inhaltlich-methodische Anpassungen 
für die Praxis ermöglichen.

Zudem müssen Pfadabhängigkei-
ten überwunden werden, ohne das 
Berufsprinzip preiszugeben. Starre 
Berufsbilder und lange Aktualisie-
rungszyklen vergrößern die Verwund-
barkeit des Systems. Modularisierte, 
kumulative Qualifikationsstrukturen 
hingegen stärken Mobilität und 
können berufliche Bildung flexibler, 
inklusiver und exzellenter machen.

Demografie, Fachkräftemangel und Künstliche Intelligenz setzen das 
Berufsbildungssystem unter Druck. Millionen junge Menschen ohne Abschluss 
und starre Berufsbilder zeigen: Ein „Weiter so“ reicht nicht mehr. BIBB-Präsi-
dent Esser fordert ein neues Leitprinzip.
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Ein zentraler Resilienzfaktor sind 
überfachliche Kompetenzen. Prob-
lemlösefähigkeit, Lernkompetenz, 
digitale Souveränität und berufliche 
Identitätsflexibilität sind keine „wei-
chen“ Schlüsselqualifikationen, son-
dern tragende Elemente systemischer 
Funktionalität. Ebenso überholt ist die 
strikte Trennung von Erstausbildung 
und Weiterbildung. Ein zukunftsfä-
higes Berufsbildungssystem braucht 
eine lebensphasenübergreifende 
Qualifikationsarchitektur mit durch-
lässigen Anerkennungs- und Zertifi-
zierungsstrukturen.

Schließlich erfordert Resilienz 
eine Neubewertung der Lernorte 
und der Verantwortungsverteilung. 
Eine einseitige Konzentration auf 
betriebliche Ausbildung erhöht die 
Krisenanfälligkeit. Leistungsfähige 
Berufsschulen und überbetriebliche 
Lernumgebungen vervollständi-
gen nicht nur das duale System der 
Berufsausbildung, sondern sind auch 
Teil einer notwendigen Sicherheits-
architektur. Systemische Risiken 
dürfen nämlich nicht auf Betriebe 
oder Individuen abgewälzt werden. 
Wo Marktmechanismen strukturell 
überfordert sind, muss Politik Verant-

wortung übernehmen, nicht zuletzt 
im Interesse der langfristigen Tragfä-
higkeit des deutschen Erfolgsmodells 
Berufsbildung.

Kurzum: Es ist an der Zeit, Resili-
enz als politisches Leitprinzip in 
der Berufsbildung anzuerkennen 
– die maßgeblichen berufsbildungs-
politischen Akteure müssen diese 
Resilienz in konkretes, nachhaltiges 
Handeln umsetzen.

BIBB-Präsident 
Prof. Dr. Friedrich Hubert Esser
Quelle: überaus Newsletter 3/2026

Kommentar und Einschätzung zu 
„Resilienz statt Stabilität“

Esser verweist in seinem Statement 
auf große Herausforderungen für 
die Berufsbildung in Deutschland. 
Gleichzeitig zeigt er Handlungs-
spielräume auf für ein flexibleres, 
inklusiveres und exzellenteres Berufs-
bildungssystem als Schlüssel zur Be-
wältigung der Fachkräfteproblematik, 
zur Steigerung von Produktivität und 
Innovationsvermögen und damit zur 
Stärkung des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland. Die Berufsbildung soll 
ein resilientes System werden, das den 
Wirtschaftsstandort Deutschland för-
dern hilft, so seine zentrale Forderung.

In Anbetracht der seit mehreren 
Jahrzehnten rückläufigen Ausbil-
dungszahlen im dualen System (von 
1,7 Mio. in 2000 auf 1,22 Mio. in 
2024) wird niemand der Forderung 
von Esser widersprechen, dass in der 
Berufsbildung ein “weiter so“ nicht 
mehr ausreicht und „Berufsbildung 
neu zu denken ist.“ Seine zentralen 
Ansatzpunkte sind:

•    Erhöhte Flexibilität bei Neuord-
nungsverfahren (Verfahrenslaufzeit 
maximal ein Jahr, curriculare Modula-
risierung, Berufsfamilien, Berufslauf-
bahnmodelle und Durchlässigkeit).

•    Verstärkte Inklusion durch adressa-
      tenbezogene Angebote und Veran- 	
      kerung eines Validierungssystems.

•    Fördern von Exzellenz durch hybri-	
     de Aufstiegsfortbildungen und  	      	
     eine Verrechtlichung des DQR.

Diese drei Punkte versteht Esser als 
Kern einer Gesamtstrategie, die auch 
die vorberufliche Bildung einschließt. 
Auch hierfür dürfte Esser generelle 
Zustimmung erfahren. Widersprüche 
wird es bestenfalls zur Ausgestaltung 
von Details geben!

Der dominierende Faktor in den Vor-
schlägen ist jedoch die Resilienz. Dazu 
zählt Esser überfachliche Kompeten-
zen (bekannt seit der Veröffentlichung 
von Mertens 1994) als tragende 
Elemente, eine enge Verbindung von 
Erstausbildung und Weiterbildung, 
eine lernphasenübergreifende Qualifi-
kationsarchitektur, die Durchlässigkeit 
erlaubt, eine Neubewertung der Lern-
orte und Verantwortungsverteilung, 
leistungsfähige Berufsschulen und 
überbetriebliche Lernumgebungen. 
In der Summe betrachtet Esser diese 
Vorschläge als „notwendige Sicher-
heitsarchitektur“ für eine erfolgreiche 
Berufsbildung, die verhindern soll, 

dass systemische Risiken auf Betriebe 
und Individuen abgewälzt werden.

Es geht also vor allem darum, das 
deutsche Modell der Berufsbildung 
abzusichern, weshalb „Resilienz als 
politisches Leitprinzip“ anzuerken-
nen ist, so Esser. Es ist anzunehmen, 
dass er dies ganz im Sinne von Rifkin 
(„Das Zeitalter der Resilienz“) meint 
und darunter Widerstandsfähigkeit 
und das „Denken in komplexen adap-
tiven Systemen“ versteht. Demnach 
ist eine Kehrtwende einzuleiten: Weg 
„von der Anpassung der Natur an 
die menschlichen Bedürfnisse“ und 
hin zu einer“ Erde als komplexes, 
sich selbst organisierendes System“. 
Diese Perspektive stellt ein neues, 
radikales Paradigma dar, das nicht auf 
determinierte Entwicklungen setzt, 
sondern auf aufmerksame Anpassung, 
Offenheit und Vielfalt.

Mit diesem Anspruch baut Esser eine 
große Erwartungshaltung dahingehend 
auf, ob die Vorschläge umgesetzt wer-
den (können). Er muss sich aber auch 
die Frage gefallen lassen, weshalb er 
nicht bereits in seiner aktiven Zeit als 
BIBB-Präsident damit begonnen hat!

Prof. Dr. Georg Spöttl
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DASA ist ein erfolgreiches Schul-/
Schülerprojekt an der Martin-Be-
haim-Schule in Darmstadt. DASA 
wurde bereits 2004 gegründet mit der 
Intention, Schülerinnen und Schülern 
der Fachoberschule Wirtschaft und 
Verwaltung in der Klasse 11 Prakti-
kumsplätze im „eigenen“ Schülerbe-
trieb anzubieten. Das Projekt stellt 
ein Erfolgsmodell dar und ermöglicht 
jungen Menschen, Teil eines Unter-
nehmens zu werden, indem sie unter 
realen Bedingungen alle Fähigkeiten 
zum Führen eines Kleingewerbes 
erwerben können.

Nach sechs Jahren Sanierungspause 
ist der DASA-Kiosk (Darmstädter 
anwendungsorientierte schulische 
Ausbildung) an der Martin-Behaim-
Schule am 11. März 2026 wieder 
offiziell eröffnet worden. Schülerinnen 
und Schüler, Lehrkräfte sowie Mitar-
beitende der Schulgemeinschaft ka-
men zusammen, um den Neustart des 
Praxisprojekts zu feiern. Der Kiosk 
präsentiert sich nach der langen Unter-
brechung in einem modernisierten und 
zeitgemäßen Erscheinungsbild.

Der DASA-Kiosk ist dabei weit mehr 
als ein Verkaufsstand. Für die Schüle-
rinnen und Schüler bietet er die Mög-
lichkeit, unter realen Bedingungen 
praktische Erfahrungen zu sammeln 
– von der Organisation des Verkaufs 
über Warenwirtschaft bis hin zum 
Umgang mit Kundinnen und Kun-
den. Die Jugendlichen übernehmen 
Verantwortung, arbeiten im Team und 
gewinnen Einblicke in grundlegende 
betriebliche Abläufe.

Der Erwerb von Soft- und Hardskills 
ist an der Tagesordnung. Sie lernen 
Verantwortung zu übernehmen, Ar-
beitsabläufe zu koordinieren sowie 
situative Wendigkeit im betrieblichen 
Alltag. Der Lernerfolg im DASA-
Projekt steigert sich, wenn die Ler-
nenden erkennen, dass sie im Team 
verlässlich, verantwortlich, wertschät-
zend und engagiert zusammenarbei-
ten müssen! Die Praktikantinnen und 
Praktikanten bestätigen diese Aussage 
regelmäßig in unseren Evaluations-
workshops.

Die Praktikantinnen und Praktikanten 
erhalten eine qualifizierte Betreuung 
in Kleingruppen und übernehmen 
Aufgaben aus den Bereichen Verwal-
tung, Personalwesen, Korrespondenz, 
Terminplanung, Einkauf, Lager und 
Buchhaltung.

Verantwortung und Spaß bei der 
Arbeit werden als Pluspunkte des 
Praktikums bei DASA von den Prak-
tikantinnen und Praktikanten genannt 
und nicht zu vergessen - die Freizeit 
während den Schulferien.

Perspektivisch sollen auch Lernende 
der Mittelstufenschule sowie der Be-
rufsfachschule (BÜA) in DASA pra-
xisnahe Einblicke in wirtschaftliche 
Abläufe erhalten und erste berufliche 
Erfahrungen sammeln.

„Der DASA-Kiosk steht beispielhaft 
für das, was uns als Martin-Behaim-
Schule wichtig ist: praxisnahes Ler-
nen, Mitgestaltung der Arbeits- und 
Lebenswelt sowie verantwortungs-
bewusstes Handeln“, betonte Schul-
leiter Dr. Gerald Hubacek bei der 
Wiedereröffnung. Die Schülerinnen 
und Schüler könnten hier wichtige 
Kompetenzen erwerben, die sie auf 
ihrem weiteren schulischen und 
beruflichen Weg begleiten. Praktikant 
Manuel Krüger bestätigt: „Die Arbeit 
ist nicht nur sehr lehrreich, sondern 
auch die Zusammenarbeit bringt uns 
im Leben weiter.“

Gleichzeitig dient der Kiosk als Treff-
punkt für die gesamte Schulgemein-
schaft. Mitarbeitende und Lernende 
des Berufsschulzentrums Nord profi-
tieren von dem neuen Angebot. Damit 
entwickelt sich der DASA-Kiosk zu 
einem Ort der Begegnung und des 
schulübergreifenden Austauschs.

Die Wiederbelebung des Projekts 
wurde durch das Engagement vieler 
Beteiligter möglich. Schülerinnen 
und Schüler, betreuende Lehrkräfte, 
die Stadt Darmstadt, Fördervereine 
sowie weitere Unterstützende haben 
gemeinsam daran gearbeitet, den 
Kiosk neu zu gestalten und wieder 
mit Leben zu füllen.

Kontakt: Claudia Bärsch 
Stellv. Schulleiterin |

cbaersch@mbs-darmstadt.com

DASA-Kiosk an der Martin-Behaim-Schule wieder eröffnet
Schülerprojekt verbindet Praxislernen 
mit neuen Praktikumsmöglichkeiten
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Bundesministerium für Arbeit und Soziales will keine Ausnahmen für 
Lehrkräfte bei der Arbeitszeiterfassung
Der Wiarda Blog (22.06.2026)

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) hält an der Pflicht 
zur Arbeitszeiterfassung auch für Lehrkräfte fest und lehnt eine von der 
Kultusministerkonferenz geforderte Sonderregelung ab. Nach Auffassung 
des Ministeriums gelten die Vorgaben des Europäischen Gerichtshofs und 
des Bundesarbeitsgerichts grundsätzlich für alle Beschäftigten – auch für 
Lehrkräfte und Beamte. Während mehrere Bundesländer auf die besonderen 
Arbeitsbedingungen im Schulbereich verweisen, setzt Bremen bereits auf ein 
Pilotprojekt zur digitalen Zeiterfassung an Schulen. Die Debatte verlagert 
sich damit zunehmend vom „Ob“ zum „Wie“ der Umsetzung. Ziel bleibt eine 
rechtssichere Erfassung der Arbeitszeit, ohne die notwendige Flexibilität des 
Lehrerberufs einzuschränken.
Quelle: ZIB aktuell Juni 2026

INTERESSANTES AUS  BILDUNG 
UND BERUFSBILDUNG

Expert*innenkommission zu Social-Media-Nutzung veröffentlicht 
Empfehlungen 
Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(24.06.2026)

Die Unabhängige Expert*innenkommission „Kinder- und Jugendschutz in 
der digitalen Welt“ hat 56 Handlungsempfehlungen für ein sicheres Auf-
wachsen im digitalen Raum vorgestellt. Im Mittelpunkt stehen die drei 
Leitgedanken von Schutz, Befähigung und Teilhabe, die gemeinsam gedacht 
werden müssen. Unter den Vorschlägen der Kommission sind eine stärkere 
Medienbildung, verbindliche Regeln für die Nutzung digitaler Endgeräte an 
Schulen, ein kindgerechter Umgang mit künstlicher Intelligenz sowie stren-
gere Vorgaben für Plattformbetreiber. Ziel der Empfehlungen ist ein langfris-
tiges Gesamtkonzept, welches Kinder und Jugendliche besser schützt und sie 
zugleich zu einem selbstbestimmten Umgang mit digitalen Medien befähigt.
Quelle: ZIB aktuell Juni 2026

Deutsches Schulbarometer: 
Verhalten von Schüler*innen zunehmend belastend für Lehrkräfte

Das Verhalten von Schüler*innen stellt für Lehrkräfte in Deutschland die 
größte berufliche Herausforderung dar. Laut Deutschem Schulbarometer 
2026 nennen 46 Prozent der Befragten das Verhalten der Schüler*innen 
als wichtigsten Belastungsfaktor. Im Jahr 2024 waren es noch 35 Prozent. 
Besonders häufig berichten Lehrkräfte von problematischem Sozialverhal-
ten, mangelnder Motivation und fehlendem Lernwillen sowie psychischen 
Belastungen der Schüler*innen. Entsprechend wächst der Wunsch nach 
Fortbildungen zum Umgang mit psychisch belasteten Kindern und Jugendli-
chen sowie zur Klassenführung. 

Die Autor*innen fordern deshalb mehr Unterstützung durch multiprofessio-
nelle Teams und gezielte Qualifizierungsangebote für Lehrkräfte.
Robert Bosch Stiftung (2026). Deutsches Schulbarometer 2026: Befragung 
Lehrkräfte
Quelle: ZIB aktuell Juni 2026
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Veranstaltung - Prügelstrafe - Azubi-Stipendium

InnoVET PLUS Fachtagung 2026: 
Fachkräfte gewinnen. Transformation gestalten. 
Berufsbildung stärken
Die InnoVET PLUS Fachtagung am 08.-09. Oktober 2026 in Berlin bietet Lösungen und Transfer-
impulse aus dem Wettbewerb InnoVET PLUS für die Herausforderungen der beruflichen Bildung. 
Drei abwechslungsreiche Themenwelten präsentieren die Bandbreite der 28 Projekte. Exklusive 
Talkrunden und der Austausch mit dem Fachpublikum der Berufsbildung sorgen für neue Perspektiven.

STARTE DURCH MIT DEINEM AZUBI-STIPENDIUM
Im Projekt „Talente in der Beruflichen Bildung“ werden erstmals auch begabte und engagierte 
Auszubildende gefördert. In diesem Rahmen entwickelt die Hans-Böckler-Stiftung hochwertige 
und innovative Bildungsangebote und leistet einen Beitrag zur internationalen Ausrichtung der 
Beruflichen Bildung.

Unsere Stipendien richten sich an begabte und engagierte Auszubildende im ersten 
Ausbildungsjahr. Das hast du von unserem Stipendium:

•	 monatlich 300 € (zusätzlich zu deiner Ausbildungsvergütung)
•	 ein umfangreiches Bildungsangebot
•	 Sprachkurse und ein geplanter Auslandsaufenthalt
•	 Karriereberatung
•	 Netzwerke und eine Community.

Nach Aufnahme als Stipendiat*in fördern wir dich Schritt für Schritt bis zum Berufseinstieg: dich 
erwartet ein abwechslungsreiches Bildungsprogramm in den Bereichen Demokratie, Karriere, Me-
thodenkompetenz, Sprache und Nachhaltigkeit.
Bewerbungszeitraum: Juni bis Anfang September 2026

Weitere Informationen und den Link zum Bewerbungsportal unter:
tibb@boeckler.de
www.tibb-boeckler.de

Auflösung zur Prügelstrafe (s. S. 2)

Die Prügelstrafe war jahrhundertelang ein „probates“ Mittel, die „Zöglinge“ in Zucht und Ordnung 
zu halten. In der DDR war es Lehrkräften seit 1949 untersagt, ihre Schülerinnen und Schüler körper-
lich zu züchtigen. Demgegenüber wurde die Prügelstrafe in (fast) allen bundesdeutschen Ländern erst 
1973 abgeschafft, mit Ausnahme von Bayern, wo ein Züchtigungsverbot erst 1983 in Kraft trat. Der 
Wandel verlief überraschend schnell, da sich die öffentliche Meinung – vielleicht auch ein Ausfluss 
der Studentenbewegung - bereits stark gegen Prügelstrafen gewandt hatte.


